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Zusammenfassung
Die Reform des öffentlichen Dienstes in der Bundesrepublik Deutschland ist nicht alleine mit einem Paradigmenwechsel zu
erklären, sondern muss im Zusammenhang mit der Entwicklung eines europäischen Binnenmarktes und der daraus folgenden
Deregulierung im Bereich der Daseinsvorsorge betrachtet werden.
Dargestellt werden u.a.: die Auswirkungen der EU-Dienstleistungsrichtlinie, Aspekte einer Verwaltungsreform, ökonomische
Rahmenbedingungen, Grundlagen für ein öffentliches Dienstleistungs-Management sowie Neue Ansätze.













Soziale Dilemmata treten in vielen Bereichen des wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Lebens auf. Umweltschutz, ein
funktionierendes Rechtssystem, Landesverteidigung und politisches Engagement, aber auch gewerkschaftliche Organisation,
Teamarbeit in Firmen oder ein funktionierendes Kartell tragen alle zum Gemeinwohl der betroffenen Gruppe oder der
gesamten Gesellschaft bei; jedoch kann jede Person von den Vorteilen dieser öffentlichen Güter profitieren, selbst wenn sie
nichts oder nur wenig zu deren Erstellung beigetragen hat (Trittbrettfahrerverhalten).
Auf der Grundlage individuellen Eigennutzes bietet die ökonomische Theorie zwei Lösungsmechanismen an:

die Struktur des Problems wird durch Zuordnung privater Eigentumsrechte so verändert, dass rational eigennütziges
Verhalten auch zu gesellschaftlich erwünschten Ergebnissen führt (z.B. Umweltzertifikate).
die Bereitstellung öffentlicher Güter kann dem Staat übertragen werden (z.B. Landesverteidigung).
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4 Einordnung von Dienstleistungen in die Gütersystematik  
Als Gut im ökonomischen Sinn (Wirtschaftsgut) bezeichnet man allgemein alle Mittel oder Leistungen, die direkt oder indirekt
der Bedürfnisbefriedigung dienen. Wirtschaftsgüter (knappe Güter) zeichnen sich dadurch aus, dass sie im Verhältnis zur
Unbegrenztheit der menschlichen Bedürfnisse nur in begrenzter Zahl verfügbar sind (z. B. Elektrizität, Rohstoffe). Diese Güter
verursachen in der Regel durch ihre Bereitstellung Aufwand, und weil sie Gegenstand des Wirtschaftens sind, heißen sie
Wirtschaftsgüter.
Definition 4.1 Wirtschaftsgut

Unter Wirtschaftsgütern versteht man unter anderem Sachgüter und Dienstleistungen, die mit dem Erwerb durch den
Konsumenten als Komponente in den Wirtschaftsprozess eingegliedert werden.

Nach der Beschaffenheit kann zwischen materiellen und immateriellen Gütern unterschieden werden. Materielle Güter werden
auch als Sachgüter bezeichnet. Sie sind körperlich vorhanden (Gebäude, Maschinen, Nahrungsmittel, etc.). Immaterielle Güter
sind nicht gegenständlich. Die wichtigste Gruppe innerhalb der immateriellen Güter bilden die Dienstleistungen. Zu ihnen
gehören z.B. Leistungen von Versicherungen, Banken, Transportanstalten, Krankenhäuser usw. Eine andere wichtige Gruppe
sind die Informationen. Es sind Nachrichten über einen Sachverhalt (z.B. über ein Ereignis, über einen Entscheid, einen
Zustand usw.), die für den Empfänger neu und nützlich sind. Eine weitere Gruppe bilden die Rechte, z.B. Patente, das
Copyright bei Büchern, bei Musik usw., das Recht an Marken).
Die Unterscheidung in materielle und immaterielle Güter soll lediglich verdeutlichen, dass zum Güterbegriff nicht nur die
Waren (körperliche Güter, materielle Güter), sondern auch die Dienstleistungen und Rechte (unkörperliche, immaterielle Güter)
gehören.
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Kollegialkörperschaften: es »... sind körperschaftlich organisierte Kollegialorgane oder Glieder, deren
Mitglieder berufen oder gewählt werden«Beispiele: Bundestag und -rat.

Eine Mitgliedschaft in Körperschaften kann kraft Gesetzes, durch verpflichtenden Verwaltungsakt, durch Wahl, durch nicht
verpflichtende Berufung oder durch freiwilligen Eintritt begründet werden.

9.3.1.2 Anstalten des öffentlichen Rechts  

Träger öffentlicher Verwaltung können auch Anstalten des öffentlichen Rechts sein: Die öffentliche Anstalt ist eine von einer
Hoheitsperson oder von mehreren Hoheitspersonen gemeinschaftlich getragene, i. d. R. mit Hoheitsgewalt ausgestattete,
rechtlich subjektivierte und institutionalisierte Organisation, durch die der Träger (Anstaltsherr) eigene oder ihm gesetzlich
auferlegte fremde, sachlich zusammenhängende öffentliche Angelegenheiten wahrnimmt und auf die er daher - soweit dies
nicht gesetzlich ausgeschlossen ist - dauernd maßgeblichen Einfluss ausübt.
Die öffentliche Anstalt ist eine eigenständige Organisationsform neben den Körperschaften und Stiftungen des öffentlichen
Rechts. Sie unterscheidet sich von der öffentlich-rechtlichen Körperschaft dadurch, dass sie nicht von einer Personenmehrheit
getragen wird. Die öffentliche Anstalt hat keine Mitglieder sondern ihre Organisation bezieht sich auf Benutzer. Im Gegensatz
zur Stiftung ist die trägerschaftliche Einflussnahme hier größer, aber die Bindung des Trägers an die von ihm gewählte
Organisationsform geringer.
Arten: 
Die Anstalten des öffentlichen Rechts lassen sich nach folgenden Merkmalen einteilen:

1. .nach dem Träger in

Bundesanstalten (Art. 86 GG, 87 ll GG)
Landesanstalten (z. B. Strafanstalten)
kommunale Anstalten
Kammeranstalten

2. nach dem Umfang ihrer Rechtsfähigkeit in
rechtsfähige Anstalten (Bundesbank)
teilrechtsfähige Anstalten
nicht-rechtsfähige Anstalten (kommunale Versorgungsanstalten)

3. nach dem Anstaltszweck in

kulturelle und Bildungsanstalten (Schulen, Bibliotheken)
Forschungsanstalten (Deutscher Wetterdienst)
Versorgungsanstalten (Kranken- und Pflegeanstalten)
Altersversorgungsanstalten (für Arbeitnehmer: die Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder - VBL)
Gewahrsamsanstalten (Strafanstalten)
Bankanstalten (Landesbanken und Girozentralen)
wirtschaftslenkende Anstalten (Bundesanstalt für Güterfernverkehr)
Datenzentralen (Hochschulrechenzentren)
Anstalten mit besonderen Aufgaben (Bundesanstalt für Flugsicherung)

4. nach der Nutzbarkeit in
nicht nutzbare Anstalten (Forschungs- und Versuchsanstalten)
nutzbare Anstalten
Die Benutzung kann freiwillig (Bibliotheken), aber auch unfreiwillig sein (Benutzungspflicht / Schulpflicht)

5. nach der Benutzungsart

vorübergehend (Verkehrsbetriebe, Theater) oder andauernd (Schulen, Kurbetriebe) benutzbar
offene (Theater, Sparkassen), geschlossene (Schlachthaus) oder abgeschlossene (Haftanstalten,
Fürsorgeanstalten)

6. nach der Rechtsform der Nutzung in
Anstalten mit öffentlich-rechtlicher Nutzung und verwaltungsprivat-rechtlichem Leistungsverhältnis
(Personenverkehrs- und Energielieferungsanstalten)
verwaltungsrechtlichem Leistungsverhältnis ohne Begründung eines Sonderstatus
Begründung eines verwaltungsrechtlichen Sonderstatus ihrer Benutzer (Strafanstalten).

Benutzung, Entstehung und Auflösung: 
Das Leistungsverhältnis kann begründet werden durch Gesetz oder Satzung, Staatsakt, öffentlich-rechtlichen Vertrag,
verwaltungsprivatrechtlichen Vertrag und tatsächliche Inanspruchnahme. Rechtsfähige öffentliche Anstalten können durch ein
formelles Gesetz, eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung, eine Rechtsverordnung oder einen Verwaltungsakt, die nicht-
rechtsfähigen öffentlichen Anstalten nur durch einen Organisationsakt des Anstaltsträgers entstehen bzw. aufgelöst werden.
Organe: 
Die Organe einer Anstalt werden durch Gesetz, Rechtsverordnung, Vereinbarung oder kommunale Satzung gebildet. Hierzu
kommen autonome Satzungen oder Sonderverordnungen der leitenden Anstaltsorgane (Anstaltsordnungen). Jede Anstalt muss
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Die Mitarbeitenden sollen möglichst zeitnah zur IT-Einführung bedarfsgerecht aus-und fortgebildet werden, " Die
Mitarbeitenden sind > . . vor Aufnahme des Betriebs in .die Handhabung der IT-Einrichtungen einzuweisen<,
Mit Aufnahme des Betriebes ist eine ausreichende fach-und system-technische Betreuung der Mitarbeitenden
sicherzustellen.

Hieran wird deutlich, dass die Mitarbeitenden umfassend und rechtzeitig informiert und beteiligt werden sollen. Dies ist
sicherlich keine einfache Aufgabe, kann jedoch die Bereitschaft zur Akzeptanz der Veränderung (hier: Änderung der
Geschäftsprozesse durch IT-Einsatz) erhöhen. Zur Akzeptanzproblematik siehe Abschn. 7.4.1.

10.4 Aufgabenerfüllung  
Nach dem in den beiden vorigen Abschnitten wesentliche Aspekte der Neuorganisation behandelt wurden, sollen nunmehr die
Probleme bei der Aufgabenerfüllung betrachtet werden.

10.4.1 Akzeptanzproblem  
Die Maßnahmen im Zusammenhang mit Veränderungen in der Struktur einer gewachsenen Organisation müssen zwar nicht
zwangsläufig, können jedoch durchaus nachvollziehbar, zu Problemen in und mit der Belegschaft führen. Eine genaue
Ursachenanalyse kann an dieser Stelle nicht erfolgen. Die Gründe für eine mangelnde Akzeptanz lassen sich stichwortartig
folgendermaßen charakterisieren:

die Mitarbeitenden müssen unter Umständen den Arbeitsplatz wechseln, ggf. sogar verbunden mit einem Wechsel des
Einsatz-oder Wohnortes (Umzug),

im Rahmen eines sozialverträglichen Personalabbaus ausscheiden, wenn kein anderer Einsatz möglich ist
(Outplacement),
die Mitarbeitenden lehnen den Veränderungen (z.B. Einsatz der IT) ab, weil sie

mit weiteren Rationalisierungsmaßnahmen bis hin zum eigenen Arbeitsplatzabbau rechnen (Verlust der
Arbeitsplatzgarantie / Stellenabbau),
befürchten, die andersartigen/gestiegenen Anforderungen nicht mehr erfüllen zu können (Überforderung),

die Mitarbeitenden bezweifeln aus den unterschiedlichsten Gründen ganz allgemein die Notwendigkeit von
Veränderungen.

Mangelnde Akzeptanz lässt sich insgesamt sicherlich nicht vermeiden. Es gilt deshalb, zumal in einer Zeit tief greifender
Veränderungen, dass die Grundsätze für die Führung und Zusammenarbeit zwischen Vorgesetzten und Mitarbeitenden von
allen Beteiligten beachtet werden müssen.
Dabei darf jedoch die unterschiedliche Interessenlage nicht unberücksichtigt bleiben. Veränderung ist nur mit nicht gegen die
Mitarbeitenden zu realisieren, denn der Mensch ist die wichtigste Ressource im sozialen System öffentliche Verwaltung.

10.4.2 Schwerpunktbildung  
Auf Grund der Umorganisation und einer damit einhergehenden stärkeren Personalfluktuation sucht man in der öffentlichen
Verwaltung notwendig nach Möglichkeiten, die aufgetretenen Probleme bei der Aufgabenerledigung zu lösen.
Dabei wird den Dienstvorgesetzten generell oder im jeweiligen Einzelfall die Befugnis erteilt, für ihren Bereich zu entscheiden,
welche Aufgabenerledigung

zwingend erfolgen muss,
teilweise oder ganz zurückgestellt werden kann.

So sehr diese Konstruktion als ein geeignetes Hilfsmittel zur Lösung von Problemen auch angesehen wird, muss man sich
jedoch auch die Folgen dieser Handlungsweise verdeutlichen:

kurzfristig lassen sich damit Personalengpässe auffangen; es werden jedoch keine Probleme bei der Personalausstattung
und bei der Aufgabenerledigung gelöst,
bei dauerhafter Schwerpunktbildung kann der Ausführungsauftrag der öffentlichen Verwaltung (Gesetzesvollzug)
gefährdet werden, wenn übertragene Aufgaben nur unzureichend bzw. überhaupt nicht mehr wahrgenommen werden.

Es ist deshalb erforderlich, den Umfang der Aufgabenerledigung genau zu ermitteln. Voraussetzung hierfür ist eine kritische
Bestandsaufnahme der Aufgaben in der öffentlichen Verwaltung (Aufgabenkritik).

10.4.3 Aufgabenkritik  
Die Erfahrungen in anderen Bereichen der Gesellschaft, z. B. Privatwirtschaft, lassen die Schlussfolgerungen zu, dass es vor
Veränderungen in großem Umfang zweckmäßig und notwendig ist,
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die künftigen Aufgaben zu ermitteln,
die bisherige Aufgabenerledigung kritisch auf ihre Notwendigkeit und Wirtschaftlichkeit hin zu untersuchen.

Bei der Ermittlung künftiger Aufgaben beispielsweise für die Wehrverwaltung des Bundes (Art. 87b GG) sind die
grundsätzlichen Entscheidungen für den Streitkräftebereich zu berücksichtigen.
Beispiel: Die Reduzierung der Streitkraftstärke hat eine Verringerung der von den Kreiswehrersatzämtern einzuberufenden
Wehrpflichtigen zur Folge. Dies wirkt sich auf die Personal-und Sachmittelausstattung dieser Ämter aus.
Die Untersuchung der bisherigen Aufgabenerledigung ist eine wesentliche Voraussetzung für eine sachgerechte
Organisationsänderung.
Beispiel: Für die Planung von IT-Vorhaben sind genaue Kenntnisse über die Art und Weise der bisherigen Aufgabenerfüllung
erforderlich (s. Abschn. 10.3).

10.5 Kontinuität  
Die Veränderungen in der gesamten öffentlichen Verwaltung werden seit geraumer Zeit von Meinungsäußerungen begleitet. Je
nach Auffassung werden befürwortende oder kritische bis ablehnende Argumente vorgetragen. In diesem Zusammenhang wird
als ein Hauptargument kritisch bemerkt, die öffentliche Verwaltung habe im Innenverhältnis gegenüber dem Mitarbeitenden
und im Außenverhältnis dem Bürger (Kunden) gegenüber auf Kontinuität bei der Aufgabenerfüllung und Behandlung zu
achten.
Damit soll im Wesentlichen zum Ausdruck gebracht werden:

die Mitarbeitenden können nur dann Aufgaben wirksam erfüllen, wenn sie sich sicher fühlen (sicherer Arbeitsplatz,
angemessene Arbeitsbedingungen),
permanente Veränderungen im Verhältnis öffentliche Verwaltung / Bürger / Mitarbeitende führen zur Verunsicherung
und evtl. sogar zur Frustration (innere Kündigung).

Diese Argumente sind im Rahmen einer sachlichen Betrachtungsweise insgesamt beachtenswert, zumal damit ja keine
generelle Absage an Veränderungen zum Ausdruck gebracht wird.
Die Achtung auf Kontinuität in der öffentlichen Verwaltung unterliegt jedoch besonderen Bedingungen, und zwar
beispielsweise

den politischen Rahmenbedingungen 
Vorgaben der Legislative und Regierung
dem Verhältnis zum Bürger 
Bürgerfreundlichkeit, örtliche Nähe, einfache und schnelle Kommunikationsmöglichkeit
der Bindung an Recht und Gesetz 
Rechtslage, Vorrang/Vorbehalt des Gesetzes, Rechtsprechung
der Orientierung am öffentlichen Interesse 
unparteiische Amtsausübung, wirtschaftliches Handeln ohne Gewinnmaximierungsabsicht
der Änderung in der Verwaltungspolitik Wandel von einer reinen Ordnungsverwaltung über die
Dienstleistungsverwaltung hin zur planenden Verwaltung.

Daran wird deutlich, das Veränderungen nur unter Beachtung der politischen und sonstigen Rahmenbedingungen möglich sind.
Extreme Grundpositionen, die durch überzogene Forderungen an die Flexibilität einerseits und Kontinuität andererseits
gekennzeichnet sind, müssen unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalles (Rahmenbedingungen und jeweilige
Aufgabe) sachlich begründet relativiert oder zurückgewiesen werden.
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Instrument Beschreibung
Dekonzentrataion Verteilung der Verwaltungstätigkeit auf verschiedene Organe
Dezentralisation Verteilung der Verwaltungstätigkeit auf verschiedene Organisationen
Delegation Übertragung von Zuständigkeiten auf eine andere Organisation oder anderes Organ

Regelungskritik Reduzierung durch Aufhebung, Aufnahme einer zeitlichen Befristung, permanente Überprüfung der
Notwendigkeit

Qualitätsverbesserung Verfahrensoptimierung, einheitliche Standards und Maßstäbe, Prioritäten, Folgeneinschätzung

11 Eckpunkte einer Strukturreform  
11.1 Allgemeines  
Im Abschn. 7 sind die zu beachtenden Bedingungen und Problemstellungen dargestellt, die sich aus den Rechtsvorschriften
bzw. sonstigen Rahmenbedingungen als Chancen und Risiken für Veränderungen in der öffentlichen Verwaltung ergeben.
Zwischenzeitlich sind tief greifende Veränderungen in allen Bereichen der öffentlichen Verwaltung vorbereitet und eingeleitet
worden. Es ist im Anschluss an die Darstellung der wesentlichen Aspekte und Probleme einer Strukturreform nunmehr die
fortführende Entwicklung zu untersuchen bzw. darzustellen. Als Instrumente zur Modernisierung werden folgende
Organisationsprinzipien / Techniken angewendet:
Tab. 11.1: Instrumente zur Modernisierung

11.2 Handlungsfelder  
Die Verwaltungsmodernisierung wird generell in folgenden Bereichen verfolgt:

Aufgabenkritik und Vorschriftenüberprüfung:

Zur Aufgabenkritik zählen insbesondere Entscheidungen über
Änderung von Zuständigkeiten für die Aufgabenwahrnehmung, z.B. Abschichtung,
Änderung des Aufgabenzuschnitts
ggf. Aufgabenwegfall,

Modernisierung der Behörden und Einrichtungen durch Einsatz neuer Steuerungselemente, z.B. Budgetierung, Kosten-/
Leistungsrechnung (§ 7 III BHO),

optimierte Führungs-und Informationssysteme, Servicecenter (Auskunfts-u. Beratungszentren, Check-In, etc.),
Nutzung von Informationstechnik, insbes. Netzwerke (LAN, WAN) Vorgangsbearbeitungssysteme, Telearbeit,
multifunktionale Chipkarten,
Modernes Personalmanagement (Personalentwicklungskonzepte, Kooperativer Führungsstil, optimierte
Beurteilungssysteme, leistungsbezogene Zulagen, flexible Arbeitszeit, Frauenförderung, Gender-
Mainstreaming),
Einführung eines Qualitätsmanagements durch stetiges Überprüfen der Zielerreichung von
Veränderungsprozessen (Controlling, s. Abschn. ???)
Organisationsentwicklung unter Beteiligung der Mitarbeitenden,

Optimierung der Aufbau-/Ablauforganisation von Behörden
Neuorientierung der Aus-und Fortbildung, Weiterbildung:

Von den Mitarbeitenden werden zunehmend betriebswirtschaftliche Kenntnisse und Kenntnisse in der Nutzung von
Informationstechnik verlangt sowie privatwirtschaftliches Denken (auch: unternehmerisches Denken) erwartet.

11.3 Informationsmanagement  
Die wachsende Informationsflut sowie die umfassende Vernetzung von IT-Systemen (Internet, Intranet) zwingen dazu

Güte und Umfang des Informationsangebotes am Nutzerbedarf auszurichten,
Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten bei der Informationsbeschaffung, aufbereitung und -verbreitung zu regeln,
die Qualität der Informationspräsentation sicherzustellen,

Die Informationsbeziehungen zwischen Organisationen/Einrichtungen und innerhalb dieser zwischen den
Organisationseinheiten/Organen sind in einer Struktur abzubilden und es sind Vorkehrungen zu treffen:

Netzwerkadministration,
Planung der zu veröffentlichenden Themen
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ersatzloser Aufgabenwegfall,
Optimierung des Aufgabenzuschnitts,
Aufgabenabbau,
Aufgabenumbau,
Abgrenzung von Zuständigkeiten zwischen Streitkräftebereich und Wehrverwaltung im Inland (Abgrenzungserlasse),
Beteiligung der Wehrverwaltung an Auslandseinsätzen.

Darüber hinaus ist es auch weiterhin erforderlich, die bestehenden Vorschriften permanent auf ihre Notwendigkeit hin zu
überprüfen bzw. vor der Herausgabe von Weisungen etc. zu prüfen, inwieweit überhaupt Regelungsbedarf besteht
(Regelungskritik).
Über die Nutzung von IT für die Bürokommunikation (Officeanwendungen) im internen Bereich hinaus sind auch für die
Praxis umzusetzen:

1. Intern

neue Formen der Informationsweitergabe, z.B.
Vorschriftensammlungen auf CD-ROM,
Fachbibliotheken in elektronischer Form
Intranet

Nutzung des Internet

2. Extern
zentrale Dienstleistungsportale der öffentlichen Verwaltung
WEB-basierte Kommunikation mit dem Kunden
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Phase Aufgabe Beschreibung
1 Proeblem definieren Ist-Soll-Differenz erzeugt Unzufriedenheit, es entsteht Handlungsbedarf

2 Ziele setzen Ziele sind erwünschte Eigenschaften einer Organisation in der Zukunft, Sollzustand, Ziele
müssen operational, d.h. messbar sein

3 Ist-Zustand aufnehmen Sammeln von Daten, die die gegebene Situation beschreiben, pauschal bei einfachen
Fällen oder durch Erhebungstechniken

4 Ist-Zusstand analysieren Daten nach problemrelevanten Gesichtspunkten sortieren, Diagnose

5
Realisierbare
Lösungsmöglichkeiten
suchen

Lösungsmöglichkeiten, die in der gegebenen Situation durchführbar sind; Brainstorming,
MindMaps, Flussdiagrammtechnik

6 Lösungsalternativen
bewerten

Bis zu welchem Grad erreicht man die gesetzten Ziele, Zielerreichungsgrade vorhersagen,
Nutzwert-Analyse, Kostenvergleichsrechnung

7 Für eine Lösungsalternative
entscheiden Durch die Entsacheidung werden Eigenschaften der Lösungsalternative zu Soll-Werten

8 Gewählte Lösungsalternative
bewertn Entscheidung umsetzen

9 Zielerfüllung kontrollieren Ist-Werte ermitteln, Soll-Ist-Vergleich, Kennuahlen

12 Modernisierung als Veränderungsmodell  
12.1 Phasenstruktur des Problemlösungsprozesses  
Der Begriff Veränderungsmodell umschreibt die Notwendigkeit, ein Gesamtkonzept zu erarbeiten, dass in der Lage ist, das
komplexe soziale System öffentliche Verwaltung an die veränderten Rahmenbedingungen anzupassen. Dabei soll im
Vordergrund stehen, dass sich eine Veränderung eines so großen Systems immer nur als Prozess über einen längeren Zeitraum
verwirklichen lässt.
Darüber hinaus soll als Prämisse berücksichtigt werden, dass nicht nur einmalige sondern fortwährend Veränderungsprozesse
erforderlich sind (Anpassungsflexibilität). Außerdem wird davon ausgegangen, dass der Prozess in mehreren Phasen abläuft.

12.1.1 Sinn und Zweck des Phasenmodells  
Das Phasenkonzept dient dazu, Problemlösungsprozesse rational zu gestalten, um die Problemlösung möglichst zielgerecht und
wirtschaftlich durchzuführen.
Das Phasenkonzept gliedert einen Problemlösungsprozess in genau definierte Abschnitte (Phasen). Diese Gliederung soll dazu
dienen, den Verantwortlichen einen Überblick darüber zu geben, ob sich der Problemlösungsprozess noch im vorgegebenen
Finanz-bzw. Kostenrahmen hält. Dieser Umstand ist nach Beendigung jeder Phase durch z.B. den Projektleiter ausdrücklich
festzustellen. Phasenkonzepte sind nicht normiert, sondern flexibel den jeweiligen Problemstellungen anzupassen.

12.1.2 Allgemeine Vorgehensweise zur Problemlösung/Phasenkonzept  
Der Problemlösungsprozess wird in folgende Phasen gegliedert:
Tab. 12.1: Phasenkonzept

Phase 1 : Problem definieren  
Unter einem Problem versteht man eine Differenz zwischen einer Ist-Situation und einem gewünschten Soll-Zustand. Diese
Differenz muss (1) einen gewissen Grad an Unzufriedenheit auslösen (bei den beteiligten Personen/-gruppen) und (2) es muss
ein Handlungsbedarf vorliegen, der sich aus dem Grad der Unzufriedenheit ergibt. Dabei ist wichtig, wann eine Problem
entsteht. Deshalb sind der betroffene Personenkreis zu ermitteln und es ist zu prüfen, für wen ein Problem entsteht. Mögliche
Probleme können sein:

Spitzenbelastung für Mitarbeitende
lange Wartezeiten für Kunden.

Wenn ein Problem in der Zukunft liegt, muss man so organisieren, dass das Problem nicht entsteht (Verantwortung des
Dienststellenleiters). Wenn ein Problem in der Zukunft liegt, geht man davon aus, dass aktuell optimal organisiert ist
Phase 2 : Ziele setzen
Ziele sind erwünschte Eigenschaften einer Organisation in der Zukunft und sollen möglichst operational (messbar) formuliert
werden. Zielvereinbarung und Zielbestimmung sind zentrale Punkte der neuen Steuerungsmodelle:

Festlegen von Kennzahlen,
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Planung und Vereinbarung von Zielen.

Kennzahlen dienen der einfachen Kontrolle (Controlling mit Kennzahlen), d.h. es ist die Zielerfüllung zu kontrollieren
Sinn der Zielformulierung:

Motivation durch zielorientiertes Arbeiten
Zielorientierte Bewertung von Lösungsalternativen
Zielorientierte Kontrolle einer realisierten Lösung
Zielorientierte Steuerung des gesamtes Prozesses = Controlling ist möglich

Als Hilfsmittel unterscheidet man zwischen Sachzielen (optimale Aufgabenerledigung) und Formalzielen (Bedingungen, die
bei der Verfolgung des Sachzieles zu beachten sind):

Wirtschaftlichkeit
Bürgerinteresse/Kundeninteresse
Interesse der Mitarbeitenden
Flexibilität der Organisation

Phase 3 : Ist-Zustand aufnehmen
Sammeln von Daten, die die gegebene Situation beschreiben (Aufbau- und Ablauforganisation) anhand folgender
Erhebungstechniken:

Dokumentanalyse 
Zur Einarbeitung, Vorinformation z.B.. Infos aus Statistiken, Stellenplänen, Organigramm, Rechtsvorschriften

Vorteil: keine Störung des Arbeitsablaufes, geringer Zeitaufwand
Nachteil: Problem, wenn Dokumente nicht auf dem neuesten Stand sind.

Befragung 
Für Einstieg in Untersuchungen, Hilfsmittel für andere Erhebungstechniken

Mündliche Befragung: Interviews

Vorteil: flexibles Eingehen möglich
Nachteil: nur für kleinen Kreis geeignet, da zeitaufwendig

Schriftliche Befragung: Fragebogen
Vorteil: Zeitaufwand für Durchführung gering, großer Untersuchungskreis möglich
Nachteil: Aufwand für Vorbereitung

Beobachtung

Fremdbeobachtung:
Vorteil: Infos über tatsächlichen Ablauf
Nachteil: keine Information über Beweggründe des Verhaltens

Offene Beobachtung:

Vorteil: Anwesende sind informiert
Nachteil: wird als Kontrolle empfunden, Arbeitsverhalten ändert sich, aufwendig

Selbstaufschreibung 
Was wird von wem wie oft und wie lange getan? (Mit Hilfe von Vordrucken)

Vorteil: gibt umfassenden Aufschluss über Ist-Zustand der Arbeitsplätze, keine Störungen,
Informationen über alle Tätigkeiten und deren Dauer, Fallzahl, Durchschnittliche Bearbeitungszeit,
Arbeitsmengenschwankungen
Nachteil: Mitarbeitende können manipulieren, Organisator ist auf Unterstützung angewiesen (Interesse
wecken!)

Laufzettelverfahren 
Infos über einen Arbeitsvorgang (Durchlaufzeit, Art der Tätigkeit), Arbeitsablauf steht im Vordergrund

Kriterien für den Einsatz einer Erhebungstechnik
Zeitaufwand für Vorbereitung, Durchführung und Auswertung
Sach- und Personalkosten
Dringlichkeit
Anforderungen an Genauigkeit
Störung durch Erhebung
Größe des Untersuchungsbereiches

Phase 4 : Ist-Zustand analysieren

Diagnose des Ist-Zustandes
Nach problemrelevanten Gesichtspunkten sortieren
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Phase 5: Realisierbare Lösungsalternativen suchen

Lösungsmöglichkeiten suchen, die in der gegebenen Situation durchführbar sind
Brainstorming

Klar abgegrenztes Problem
Keine Hierarchie in der Gruppe

Wertungsfreie Atmosphäre
Protokollierung der Ideen

a) Vorbereitung:
Problemanregung
Problemfestlegung
Teilnehmerkreis festlegen
Moderator bestimmen

b) Suchphase:
Darstellen des Problems
Äußerung spontaner Ideen
Fortentwickeln
Wenn zufrieden = O.K., sonst wieder beginnen

c) Selektionsphase: Bewertung der Lösungsideen und aussuchen
Flussdiagrammtechnik

Arbeitsablaufplan
Übersichtliche Darstellung zeitlicher Folgebeziehungen

Verzweigungen und Rückkopplungen werden dargestellt (gut für Ablauforganisation)
Vorteil:

Sehr übersichtlich
Darstellungsform (Symbole) nach DIN 66001 normiert

Nachteil: bei umfassenden Darstellungen zu platzaufwendig
Phase 6 : Lösungsalternativen bewerten

Wirtschaftlichkeitsbegriff
Das Handeln der öffentlichen Verwaltung wird bestimmt durch das Zielsystem (s. Abschn. 9.6):

Sachziele
Individuelle oder kollektive Bedarfsdeckung
Gemeinwohlmaximierung, politischer/gesetzlicher Auftrag
Haushaltsgrundsätze, Sparsamkeit

Formalziele

Wirtschaftlichkeitsprinzip (s. Abschn. 3.1.1.2)
Arbeitszufriedenheit
Bürgerfreundlichkeit
Sicherung der Aufgabenerfüllung
Umweltverträglichkeit

Kostenbegriff
Betriebsbedingter Werteverzehr
Kosten: der in Geldeinheiten bewertete, durch den Prozess der Leistungserstellung verursachte
Verbrauch an Gütern und Dienstleistungen

Ausgabenbegriff

Kassenwirksame Transaktionen
Geldmittelabfluss

Um prognostizieren zu können, welche Lösungsalternative die gesetzten Ziele am besten erreicht, bedient man sich
verschiedener Techniken / Verfahren.

12.2 Techniken  
12.2.1 Kostenvergleichsrechnung (KVR)  
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Die Kostenvergleichsrechung beurteilt die Vorteilhaftigkeit einer Investition aufgrund der anfallenden Kosten. Andere Faktoren
wie z.B. Qualitätsunterschiede oder unterschiedliche Nutzungsdauern können nicht berücksichtigt werden. Unter der Annahme,
dass es repräsentative Vergleichsperioden gibt, ist die Berechnung relativ einfach. Die Kostenvergleichsrechnung eignet sich
daher für die Beurteilung von Ersatzinvestitionen, bei der es keine Änderungen der Erlöse gibt.
Prämissen
Die Kostenvergleichsrechnung gehört zu den monetären Investitionsrechnungsverfahren. Als statisches Verfahren ist es durch
folgende Merkmale gekennzeichnet:

Es wird nur eine, für den gesamten Betrachtungszeitraum repräsentative Periode betrachtet.
Voraussetzung für die Methode ist es, dass der Nutzen eines Projektes für die Entscheidungsfindung irrelevant ist. Dies
ist z.B. bei Ersatzinvestitionen der Fall, bei dem sich die Nutzung nicht ändert.
Etwaige Interdependenzen auf kostenfremde Aspekte werden vernachlässigt. So wird z.B. ein qualitativer Unterschied
oder auch eine Verbesserung im Arbeitsprozess durch eine Ersatzinvestition nicht berücksichtigt.
Dynamische Effekte wie ein zeitlich unterschiedlicher Anfall der Ein- und Auszahlungen oder Sondereffekte bei
Einführung einer Investition, z.B. Anlauf- od Inbetriebnahmekosten, werden in die Betrachtung einer
Durchschnittsperiode nicht einbezogen.

Vorgehensweise
Das Verfahren lässt sich in folgende Schritte gliedern:

1. Definition der Entscheidungsalternativen
2. Identifikation relevanter Kosten
3. Kostenvergleich und Alternativenbewertung.

Definition der Entscheidungsalternativen
Ausgangspunkt des Verfahrens ist die Gegenüberstellung von zwei oder mehr Investitionsalternativen um diejenige Alternative
zu finden, welche die geringsten Kosten verursacht. Dazu ist zunächst auf die Vergleichbarkeit der Alternativen zu achten. Ist
das Leistungsvermögen verschiedener Alternativen gleich, kann ein Vergleich der Gesamtkosten vorgenommen werden.
Ansonsten sind Stückkosten miteinander zu vergleichen.
Identifikation relevanter Kosten
In einer Kostenvergleichsrechnung sind alle durch das Investitionsprojekt beeinflussten Kosten, im Sinne von relevanten
Kosten, zu berücksichtigen. Dies bedeutet, dass aus Vereinfachungsgründen alle Kostenarten außer Acht gelassen werden
können, die bei jeder Investitionsalternative in derselben Höhe anfallen. Zu den relevanten Kosten können folgende
Kostenarten zählen:

Zu den Betriebskosten zählen alle Kostenarten, die eine reibungslose Funktionsfähigkeit des Investitionsobjektes
sicherstellen, wie z.B. Personalkosten, Materialkosten, Raumkosten oder Instandhaltungskosten.

Die Kapitalkosten setzen sich aus den kalkulatorischen Abschreibungen und kalkulatorischen Zinsen zusammen. Für
die Anwendung bei der Kostenvergleichsrechnung berechnen sich die Kapitalkosten deshalb wie folgt:

Kalkulatorische Zinsen 
Die kalkulatorischen Zinsen beziehen sich auf das durchschnittlich gebundene Kapital. Für die Berechnung der
Zinsen ist es notwendig, die Art des Kapitalrückflusses zu kennen, mit dem die Anschaffungskosten gedeckt
werden sollen. Dabei wird zwischen kontinuierlichem Rückfluss und Rückfluss am Ende der Periode
unterschieden.
Kapitaldienst 
Die Kapitalkosten pro Periode, die auch als Kapitaldienst bezeichnet werden, ergeben sich damit aus der
Summe der kalkulatorischen Abschreibungen und der kalkulatorischen Zinsen. Bei der Berechnung des
Kapitaldienstes wird ein kontinuierlicher Rückfluss vorausgesetzt.

Kostenvergleich und Alternativbewertung
Bei der Kostenvergleichsrechnung wird die Alternative mit den geringsten Kosten ausgewählt.
Anwendungsfälle
Die Kostenvergleichsrechnung lässt sich insbesondere zur Lösung von zwei Problemfeldern einsetzen:

1. Auswahlproblem (Alternativenvergleich) 
Es geht um die Ermittlung des vorteilhaftesten Investitionsobjektes aus einer Vielzahl von Alternativen. Im Sinne der
Kostenvergleichsrechnung wird diejenige Investition gewählt, welche die geringsten Gesamt- bzw. Stückkosten
verursacht. Das Auswahlproblem kann z.B. eine Fragestellung nach dem wirtschaftlichsten Produktionsverfahren oder
eine Fragestellung zu Eigenleistung oder Fremdbezug sein.

2. Ersatzproblem 
Hierbei wird die Fragestellung behandelt, ob ein bereits vorhandenes Investitionsobjekt ersetzt oder weitergenutzt
werden soll. Dabei werden die durchschnittlichen Kosten pro Periode ermittelt und einander gegenübergestellt. Ein
Ersatz macht nur dann Sinn, wenn das neue Investitionsobjekt zu einer dauerhaft günstigeren Kostenentwicklung
beiträgt.
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Phase Aufgabe Beschreibung
1 Problemdefinition Was wirtd betrachtet, was insbesonderenciht?

2 Alternativentwicklung Ziel ist die relative Bewretung von Alterna-tiven: Trassenalternativen, Standortalterna-tiven,
Produktalternativen, Null-Alternative(wird nicht gebaut)

3 Konkretisierung des
Zielsystems

Wichtigster Schritt der Methode:Das Zielsystem muss soweit ausdifferenziertwerden, dass es in
messbaren oder abschätz-baren Indikatoren endet. Es muss streng hier-archisch sein, sonst ist
nicht berechenbar,welchen Zielbeitrag die einzelnen Zielele-mente zum Gesamtnutzen liefern.
Trotz Ge-samtnutzen haben wir es mit einem mehrdi-mensionalen Zielsystem zu tun. Es wird al-
lerdings am Projekt orientiert, d. h. auf dasfür das Projekt Relevante reduziert.

Vor- und Nachteile
Die Kostenvergleichsrechnung ist in Bezug auf die erforderliche Rechentechnik relativ einfach durchzuführen. Daher ist dieses
Verfahren in der Praxis oft zu finden. Der relativ einfachen Durchführung stehen jedoch folgende Einschränkungen gegenüber:

Das Verfahren beschränkt sich ausschließlich auf die Dimension Kosten. Andere Dimensionen, wie Erträge oder
Rentabilitäten, werden bei der Beurteilung der Investitionsalternativen außer Acht gelassen.
Der unterschiedliche zeitliche Anfall von Kosten wird nicht in die Beurteilung mit einbezogen.
Es erfolgt nur die Betrachtung einer Periode, die repräsentativ für alle folgenden Perioden gilt. Für die Berechnung
dieser repräsentativen Periode werden Durchschnittswerte angenommen. Diese Vorgehensweise führt zu einer sehr
starken Vereinfachung und ist deshalb ungenau.
Ebenfalls kritisch anzumerken wäre, dass die unterschiedliche Nutzungsdauer bei einem Alternativenvergleich nicht
berücksichtigt wird.
Eventuelle Qualitätsunterschiede werden ebenfalls nicht berücksichtigt.

12.2.2 Erweiterte Kostenvergleichsrechnung  
Bei der erweiterten KVR erfolgt ein Vergleich von Alternativen, mit dem monetär bewerteten Differenznutzen. Es handelt sich
um ein eindimensional ökonomisches Bewertungsverfahren. Dies bedeutet, dass Alternativen dahingehend unter dem
monetären Aspekt beurteilt werden, ob sie durch eine enthaltene Funktion, wie Stromerzeugung o. ä., die laufenden Kosten
senken und dadurch attraktiver werden. Neben der Kostenreihe existiert so noch eine Differenznutzenreihe, die von der
Kostenreihe subtrahiert werden kann. Der erweiterte Kostenvergleich ist ein absoluter Wirtschaftlichkeitsvergleich. Ansonsten
entspricht er der Kostenvergleichsrechnung.

12.2.3 Nutzwertanalyse  
Die Nutzwertanalyse ist eine Planungsmethode zur systematischen Entscheidungsvorbereitung bei der Auswahl von
Projektalternativen. Sie analysiert eine Mengen komplexer Handlungsalternativen mit dem Zweck, die einzelnen Alternativen
entsprechend den Präferenzen des Entscheidungsträgers bezüglich eines mehrdimensionalen Zielsystems zu ordnen. Die
Nutzwertanalyse ermittelt daher weniger die Effizienz eines Projekts, als vielmehr die Effektivität, d. h. den Gesamtbeitrag des
Projekts zu gegebenen Zielen. Der Gesamtzielbeitrag oder Gesamtnutzen ergibt sich aus der Summe von Einzelzielbeiträgen.
Prämissen
Die Methode beruht auf drei Annahmen:

1. Der Gesamtzielbeitrag lässt sich in Beiträgen zu Einzelzielen zerlegen. Deshalb wird ein hierarchisches Zielsystem
aufgebaut, an dessen Spitze ein einziges Oberziel steht, das den Gesamtnutzen darstellt.

2. In der Hierarchie kann man für jedes Unterziel logisch schließen oder abschätzen, welchen Beitrag es für sein Oberziel
leistet. Jenes leistet wiederum einen definierten Beitrag zum darüber geordneten Oberziel usw. bis zum Gesamtnutzen.

3. Man ermittelt den Beitrag des Projekts zur untersten Zielebene, der Indikatorebene; alles Weitere kann man dann
berechnen.

Begriffe
Nutzwert  
ist der subjektive Wert, der durch die Tauglichkeit zur Bedürfnisbefriedigung bestimmt wird
Nutzenfunktion 
mathematische Funktion zur Transformation von Mess- und Schätzwerten in Zielerreichungsgrade
*Zielerreichungsgrad (oder Zielerfüllungsgrad) 
dimensionsloser Wert, der ausdrückt, wie gut ein bestimmtes Ziel aus der Sicht des Bewertenden erreicht ist
Teilnutzen  
entsteht durch Multiplikation des Zielerfüllungsgrads mit dem zugehörigen Kriteriengewicht
Aggregation 
Zusammenfassung von Kriterien zu abstrakteren Kriterien
Ablauf der Methode
Den idealtypischen Verlauf veranschaulicht die Tab. 12.2
Tab. 12.2: Ablauf der Nutzwertanalyse
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Verwaltung Privatwirtschaft
Allgemeinwohlmaximierung Gewinnmaximierung
Finanzierung durch Steuern Finanzieurng durch Umsätze / Gewinne
Aufgaben durch den Gesetzgeber Aufgabenerteilung durch Eigentümer (Art 12 GG)
Weitestgehend gesetzlich normierte Denk- und Handlungsweise Ökonomische Denk- und Handlungsweise
Staatsziel Allgemeinwohlmaximierung nur partikular messbar*) Operationale Ziele sind messbar

Zielart Beschreibung

Sachziele

- individuelle oder kollektive Bedarfsdeckung 
- Gemeinwohlmaximierung 
- politischer, gesetzlicher Auftrag  
- Haushaltsgrundsätze 
- Sparsamkeit

Formalziele

- Wirtschaftlichkeitsprinzip 
- Arbeitszufriedenheit 
- Bürgerfreundlichkeit 
- Sicherung der Aufgabeneerfüllung 
- Umweltverträglichkeit

ä

Bürgerfreundlichkeit = Beschwrdeen , Widersprüche / Anzahl der bearbeiteten Fälle

ä

12.4 Zielunterschiede privater -öffentlicher Sektor  
Ein Ziel ist ein Wunschereignis, das zu einem gewünschten Zeitpunkt in der Zukunft eintreten soll. Jede Zielformulierung
enthält einen exakt definierten Inhalt, Wunschzustand und den gewünschten Zielzeitpunkt. Zwischen den Zielen der
öffentlichen Verwaltung und der Privatwirtschaft gibt es Unterschiede, die in der Tabelle 9.4 dargestellt sind.

*) z.B. am BIP oder an der AL-Quote; Problematik des Zielfindungsprozesses
Tab. 12.4: Zielunterschiede Öffentliche Verwaltung - Privatwirtschaft
Ziele der Verwaltung lassen sich weniger operational bewerten wie Ziele in der Privatwirtschaft. Ziele sollen aber so
operational wie möglich definiert werden, z. B. für den Abbau der Wartezeit: der Bürger soll nicht länger als 15 min. warten.
Hierin liegt ein wesentliches Grundproblem für die Zielkonzeption in der öffentlichen Verwaltung.
Üblicherweise wird unterschieden zwischen Sach- und Formalzielen. Sachziele beschreiben die optimale Leistungserstellung,
während die Formalziele die Bedingungen festlegen, die bei der Verfolgung der Sachziele zu beachten sind.
Das Zielsystem der öffentlichen Verwaltung lässt sich wie folgt abbilden:
Tab. 12.5: Zielsystem der Öffentliche Verwaltung

s. Abschn. 23.1.2.2
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Räumliche Integration 
Bei der räumlichen Integration ist zu entscheiden, ob der Kunde den Dienstleistungsanbieter oder aber, der
Dienstleistungsanbieter den Kunden aufsuchen soll. Eine weitere Möglichkeit der Dienstleistungserstellung stellt der
Einsatz von Kommunikationsmedien (z. B. Telefon, Telefax, Internet) dar.

Zeitliche Integration 
Beteiligte Kunden müssen bei Dienstleistungen selbst Zeit einsetzen. Eine Dienstleistung stellt somit ein
Zeitverwendungsangebot dar. Dabei wird dem Kunden entweder eine attraktive Zeitnutzung ermöglicht (z. B.
Theaterbesuch, Kinobesuch) oder aber der Nutzen liegt darin, dem Kunden Zeit zu sparen (z. B. Gebäudereinigung,
Express-Reinigung).
Leistungsbezogene Integration

In welchem Ausmaß sich Anbieter und Kunde an der Erstellung der Dienstleistung beteiligen, ist ebenfalls festzulegen.
Die Bandbreite kann dabei von der autonomen Leistungserstellung durch den Anbieter bis zur weitgehenden
Leistungsübertragung auf den Kunden reichen.
Soziale Integration Der Anteil der persönlichen Interaktion im Leistungserstellungsprozess steht dabei im Mittelpunkt
der Betrachtungen. Dabei reicht die Spannweite von der weitgehenden Automatisierung, verbunden mit einer
Reduzierung des Interaktionsgrades, bis zur vollständigen Personalisierung. Vorteil der Automatisierung bzw.
Standardisierung ist eine gleich bleibende Qualität. Der Verlust an Individualisierung stellt dabei einen Nachteil dar, der
als Folge davon negative Effekte auf die Kundenbindung haben kann.

13.3 Operatives Dienstleistungsmanagement  
Die Merkmale einer Dienstleistung und die strategischen Grundentscheidungen haben Folgen für eine Vielzahl von Aktivitäten,
die man sieben Managementbereichen zuordnen kann.

13.3.1 Tangibilitätsmanagement  
Aus der Intangibilität ergibt sich für Unternehmen das Problem, den nicht greifbaren Kundennutzen zu kommunizieren.
Insofern müssen vor allem Markierung und Werbung geeignete tangible Surrogate finden. Dazu gehört zum einen die Wahl von
Kontaktelementen als Träger der Markierung (z.B. Ausrüstung, Mitarbeiter). Zum anderen gilt es, in Logo und
Werbegestaltung tangible Elemente einzusetzen, die vom Kunden als Symbol des intangiblen Nutzen interpretiert werden (z.B.
Fels als Symbol der Sicherheit für eine Versicherung).

13.3.2 Umfeldmanagement  
Wird die Dienstleistung beim Anbieter erstellt, kommt der Kunde mit den dort wahrnehmbaren tangiblen Elementen in
Kontakt. Dieses physische Umfeld bestimmt nachhaltig den Qualitätseindruck des Kunden. Zudem beeinflusst es das
Kundenverhalten (z.B. Verweildauer, Effizienz der Mitwirkung), das Verhalten der Mitarbeiter (z.B. Leistungsniveau) und die
Interaktionen zwischen den Kontaktpartnern. Insofern ist es Aufgabe des Umfeldmanagements, das physische Umfeld so zu
gestalten, dass die angestrebte Qualitätsposition kommuniziert sowie Kunden und Mitarbeitern eine effiziente
Aufgabenerfüllung ermöglicht wird. Als Gestaltungselemente kommen Umgebungsbedingungen (wie Temperatur),
funktionelle Raumelemente (wie Möblierung) und Zeichen (wie Hinweisschilder) in Betracht.

13.3.3 Zeitmanagement  
Da Dienstleistungskonsum vom Kunden Zeiteinsatz verlangt, gilt es, seine Zeitausgaben und Zeitstrukturen zu ermitteln und zu
optimieren sowie dessen Zeitwahrnehmung zu beeinflussen. Bei der Ermittlung der STRAUSS (2001), S. 1.sind nicht nur die
Zeiten der Leistungserstellung (Transaktionszeiten) zu berücksichtigen, sondern auch die Transferzeiten für die Überwindung
der räumlichen Distanzen, Abwicklungszeiten für die Erledigung vor-und nachgelagerter Aktivitäten (z.B. Check-In) und
Wartezeiten. Ein wesentlicher Ansatzpunkt des Zeitmanagements liegt darin, die nicht der Transaktion dienenden Zeiten zu
minimieren (z.B. durch Terminvereinbarungssysteme). Zudem sind interne Zeitstrukturierungen auf Nachfragerbedürfnisse
abzustimmen (z.B. durch Öffnungszeiten).
Sollten sich Wartezeiten nicht grundsätzlich verhindern lassen, ist zudem die negative subjektive Zeitwahrnehmung des
Kunden abzuschwächen (z.B. durch Informationen und Unterhaltungsmöglichkeiten).

13.3.4 Personalmanagement  
Sofern die Produktion der Dienstleistungen in persönlicher Interaktion zwischen Mitarbeitern und Kunden erfolgt, beeinflusst
das Mitarbeiterverhalten entscheidend die Qualitätswahrnehmung. Deshalb ist dafür zu sorgen, dass Mitarbeiter nicht nur über
die erforderliche fachliche Qualifikation, sondern auch über eine dienstleistungsorientierte Einstellung und die Fähigkeit zur
erfolgreichen Bewältigung von Kundenkontaktsituationen verfügen. Hierfür steht eine Reihe von Instrumenten zur Verfügung.
Erstens sind die klassischen personalpolitischen Instrumente (wie Personalauswahl oder Entlohnung) dienstleistungsorientiert
einzusetzen. Zweitens bedarf es der Aufwendung von Methoden der internen Kommunikation zur Vermittlung von Kenntnissen
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und Fähigkeiten. Drittens erhalten externe Marketinginstrumente eine personalpolitische Dimension, wenn sie sich auch an die
Mitarbeiter wenden (z.B. Werbung unter Bezugnahme auf Mitarbeiterqualitäten).

13.3.5 Kundenmanagement  
Eine effiziente Leistungserstellung impliziert auch Anforderungen an den beteiligten Kunden. Er hat z.B. Informationen
bereitzustellen, Geräte zu bedienen und Rollenerwartungen zu erfüllen. Daher bedarf es eines Kundenmanagements im engen
Sinne einer Steuerung des Kundenverhaltens in der Kontaktsituation. Damit ist der Kunde vor, während und nach der
Leistungserstellung mit Hinweisen über den üblichen Ablauf des Erstellungsprozesses, seine Rolle darin und das von ihm
gewünschte Verhalten zu versorgen. In einem weiten Sinne von Kundenmanagement als Gestaltung von Geschäftsbeziehungen
ist zu beachten, dass sich Dienstleistungskonsum meist nicht auf Einzeltransaktionen beschränkt, sondern innerhalb
langfristiger Beziehungen erfolgt.
Daher gehört es zu den bedeutsamen transaktionsübergreifenden Aufgaben des Dienstleistungsmanagements, stabile
Beziehungen aufzubauen, zu entwickeln und zu halten.

13.3.6 Kapazitätsmanagement  
Eine unmittelbare Folge aus der Integrativität ist, dass viele Dienstleistungen im Moment des Dienstleistungskonsums erstellt
werden, also nicht lagerfähig sind. Damit ergeben sich die Probleme von Leerkosten bei Überdimensionierung bzw.
entgangener Gewinne bei Unterdimensionierung der Kapazität. Kapazitätsmanagement zielt darauf ab, diese Probleme durch
eine quantitative Abstimmung von Angebot und Nachfrage zu reduzieren. Ansatzpunkte hierfür bieten sowohl die internen
Ressourcen (wie flexibler Arbeitseinsatz) als auch die Kunden selbst, deren Nachfrageverhalten gesteuert werden kann (z.B.
durch zeitliche Preisdifferenzierung, Yield Management).

13.3.7 Prozessmanagement  
Wesentlich für das Prozessmanagement im Dienstleistungsbereich ist, dass die internen Abläufe (Verwaltungsprozesse) im
Kontaktbereich wegen der Kundenbeteiligung nicht autonom gestaltet werden können. Auch ist relevant, dass der Kunde
während seiner Beteiligung selbst einen Prozess (Kundenprozess) durchläuft. Dieser ist zum Ausgangspunkt der internen
Prozessorganisation zu nehmen. Er muss daher erfasst, analysiert und optimiert werden. Zu diesem Zweck steht das
Planungsinstrument der Kundenpfadanalyse (Blueprinting, Service Mapping) zur Verfügung. Hierbei wird der Kundenprozess
in Teilphasen zerlegt und in einem Ablaufdiagramm visualisiert.
Damit wird eine Sequenz von Kontaktpunkten aus Kundensicht mit den jeweiligen Interaktionen identifiziert. Eine
Sichtbarkeitslinie macht zudem kenntlich, welche Bereiche des Leistungserstellungssystems für den Kunden wahrnehmbar
sind. Auf diese Weise besteht die planerische Basis für eine zielgerechte Koordination der Prozesse zwischen Kundenkontakt-
und Unterstützungsbereichen.

13.3.8 Qualitätsmanagement  
Ein Teil der genannten Handlungsbereiche lässt sich als Bestandteil eines umfassend verstandenen Qualitätsmanagements
interpretieren. Darüber hinaus haben Intangibilität und Kundenbeteiligung auch Folgen für den spezifischen Aspekt der
Qualitätsmessung. Bestimmte standardisierte Formen der Qualitätskontrolle sind nur begrenzt einsetzbar, weil die in der
Interaktion erstellten Leistungen qualitativ variieren. Damit gewinnen subjektive Qualitätsstandards, die auf der
Qualitätswahrnehmung des Kunden beruhen, an Bedeutung. Entsprechend sind hier vor allem Methoden zur Messung der
wahrgenommenen Qualität einzusetzen, zu denen vor allem Befragungen (Zufriedenheitsmessung, Methode der Kritischen
Ereignisse), Beobachtungen (Silent Shopper-Verfahren) und Dokumentenauswertungen (Beschwerdeanalyse) gehören.
Zudem ergibt sich als Folge aus dem prozesshaften Qualitätserleben von Dienstleistungskunden die Forderung, auch die
kundenorientierte Qualitätsmessung am Kundenprozess auszurichten.
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bessere Abstimmung zwischen Bedürfnissen und Verwaltungsleistungen und
gezielte Beeinflussung der Bedürfnisse im Hinblick auf Nachfragesteigerung und -senkung.

2. Änderung der Verhältnisse in den Verwaltungsbetrieben selbst. Hier sind die folgende Gründe zu nennen:

Kostendeckung / Zuschussminderung ohne Preisanhebung sondern durch Nachfragesteigerung
Verbesserung des Finanzaufkommens durch Steigerung der Wirtschaftskraft (z.B. für Kommunen infolge von
Gewerbeansiedlungen)
Erhöhung der Wirtschaftlichkeit und Produktivität im Verwaltungshandeln.

Das NBM kann auf verschiedenen Ebenen des Verwaltungshandelns angesetzt werden: auf der Untersten (einzelne
Verwaltungsleistungen oder Leistungsbereiche, z.B. der Besuch von Museen), in der Mittleren (einzelne Verwaltungsbetriebe,
z.B. Polizei) und auf oberster Ebene (Gemeinwesen insgesamt einschließlich aller dazugehörenden öffentlichen Einrichtungen,
z.B. Image einer Gemeinde).

14.4 Instrumente des NBM  
Die Instrumente des NBM sind ähnlich die des Business-Marketings. Die Oberbegriffe der Entgeltpolitik, Produkt-und
Programmpolitik, Distributionspolitik und Kommunikationspolitik sind ähnlich bis gleich, nur der Inhalt variiert.

14.4.1 Entgeltpolitik  
Bei der Entgeltpolitik handelt es sich um die bewusste, zielgerechte Gestaltung der Entgelte sowie der Zahlungs- und
Lieferungsbedingungen für öffentliche Leistungen. Entgelte werden in Form von Gebühren und Beiträgen erhoben. Die Höhe
dieser Entgelte werden nicht vom Marktgeschehen bestimmt sondern von administrativen Gremien festgelegt auf der
Grundlage von gesetzlichen Vorgaben und Grundsätzen, sodass die Handlungsspielräume sehr begrenzt sind.

14.4.2 Produkt-und Programmpolitik  
Die Produkt-und Programmpolitik ist innerhalb der Marketinginstrumente eines der Anspruchvollsten. Auch bei
Verwaltungsbetrieben ist diese von großer Bedeutung, da sich in den letzten Jahren die Kritik an den Verwaltungsleistungen
mehrt. Da die Verwaltung nur immaterielle Güter (Dienstleistungen) produziert, gibt es hier natürlich nicht die Möglichkeit auf
die äußere Form, Verpackung u.a. Einfluss zu nehmen. Produktgestaltung bezogen auf Dienstleistungen bedeutet somit
Prozess-bzw. Nutzungsgestaltung. Je nach Dienstleistungsart eröffnen sich vielfältige Möglichkeiten der Um-und
Ausgestaltung der notwendigen Leistungsprozesse und anzubietenden Nutzungsmöglichkeiten. Sie können mit Blick auf die
Abnehmerbedürfnisse und Handlungsziele und in Abhängigkeit von der Art des Verwaltungsbetriebes auf unterschiedliche
Weise variiert und differenziert werden.

14.4.3 Distributionspolitik  
Bezogen auf die öffentliche Verwaltung zielt die Distributionspolitik auf den Begriff der >bürgernahen Verwaltung< ab. Als
grundlegende Kriterien sind Schnelligkeit, Sicherheit und Einfachheit (Verwaltungsvereinfachung) zu nennen. Dazu gehören
Überlegungen zur Umorganisation der Verfahrensabläufe (Geschäftsprozessmodelierung), gute Erreichbarkeit für den Bürger,
schnelle Abfertigung, günstige Öffnungszeiten, kontinuierliche Aufgabenerfüllung, möglichst einfache Gestaltung der
Bedingung für eine Teilnahme usw..

14.4.4 Kommunikationspolitik  
Zur Kommunikationspolitik gehören ebenso alle Maßnahmen in den Bereichen Öffentlichkeitsarbeit, Werbung und
Absatzförderung wie sie beim privaten Unternehmen durchgeführt werden.

14.4.5 Marketing-Mix  
Bezugnehmend auf den Marketing-Mix ist festzustellen, dass auch hier auf eine gezielte Abstimmung der
Marketingmaßnahmen zu achten ist.
Definition 14.4 Marketing-Mix

Der Begriff >Marketing-Mix< bezeichnet den Einsatz der vier Marketinginstrumente Produkt-, Preis-, Distributions- und
Kommunikationspolitik.

14.5 Kritik am Public Marketing  
Die Umsetzung des Marketings in der öffentlichen Verwaltung ist mit einer Reihe von Problemen und Misstrauen behaftet.
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17 Entscheidungstheorie  
17.1 Begriffliche und wissenschaftstheoretische Einordnung  
Eine Entscheidung beschreibt den Wahlakt aus einer Menge von mindestens zwei Handlungsalternativen, wobei die Option
nicht zu wählen (Unterlassungsalternative) ebenfalls eine Handlungsalternative darstellt. Keine Entscheidung liegt vor, wenn
die Konsequenzen der Handlungsalternativen gleich sind und/oder die Handlungsalternativen nicht realisierbar sind.
Man unterscheidet zwischen rationalen und beschränkt rationalen Entscheidungen (s. Rdn. 41).

17.1.1 Rationale Entscheidung  
In den Wirtschaftswissenschaften (Mikroökonomie) wird das Menschenbild des rationalen Entscheiders (Homo Oeconomicus)
entworfen, der sich seiner Präferenzen klar bewusst ist, und mit jedem Entscheid versucht, seinen Nutzen zu maximieren.
Der im Mittelpunkt des Entscheidungsprozesses stehende Entscheidungsträger weist nach diesem Modell folgende
Eigenschaften auf:

eigennützig: Der Entscheidungsträger handelt ausschließlich im Eigeninteresse.
rational: Der Entscheidungsträger handelt vernunftorientiert und berechnend.
maximierend/optimierend: Es wird ein Maximalergebnis angestrebt.
ökonomisch: Es wird ein maximaler Output (z.B. Nutzen oder Gewinn) bei einer bestimmten zur Verfügung stehenden
Ressourcenmenge (z.B. Budget) angestrebt.
vollständig informiert und voraussehend: Alle für den Entscheidungsträger relevanten Informationen sind gegeben, d.h.
es existieren keine Unsicherheiten.
einheitliche Entscheidertypen: Es gibt keine unterschiedlichen Typen von Entscheidungsträgern, die differenziert
betrachtet werden müssten.

Diese Eigenschaften sind gerade die Annahmen des klassischen Modells des Homo Oeconomicus.
Die Theorie der Rationalen Entscheidung wurde jedoch wegen ihrer Annahmen kritisiert. So verfügen die Wirtschaftssubjekte
in der Regel nicht über die vollständige Information über alle potenziell entscheidungsrelevanten Faktoren.
Die Schwächen des Homo Oeconomicus, die sich im wesentlichen auf die Realitätsferne der Annahmen von menschlichem
Denken und Handeln beziehen, lassen sich an Hand der schon oben aufgeführten einzelnen Annahmen formulieren:

eigennützig: Hierbei wird unterschlagen, das Menschen, wenn auch nicht unbedingt altruistisches, so doch soziales
Verhalten aufweisen.
rational: Subjektive bzw. psychologische Aspekte, wie z.B. Affekte, Emotionen, Spontaneität und Erwartungen, die als
Quelle von Entscheidungsprozessen dienen können, werden hierbei überhaupt nicht berücksichtigt.
maximierend/ökonomisch: Im allgemeinen ist der Entscheider statt an einer bestmöglichen Lösung nur an der
Befriedigung eines bestimmtes Anspruchsniveau interessiert.
vollständig informiert und voraussehend: Die Annahme, dass dem Entscheidungsträger alle notwendigen
Informationen, auch über zukünftige Ereignisse, zur Verfügung stehen, ist sehr unrealistisch. Im allgemeinen befindet
sich der Entscheider in einer Situation, in der ein hohes Maß an Unsicherheit existiert. Das Ausmaß an Unsicherheit
kann teilweise verringert werden, in dem fehlende Informationen durch Suchprozesse erworben werden.
einheitliche Entscheidertypen: Im allgemeinen gibt es eine Reihe unterschiedlicher Entscheidertypen, z.B. risikoscheue
vs. risikofreudige oder systematische vs. intuitive, die Entscheidungssituationen jeweils anders bewerten und zu
unterschiedlichen Lösungen kommen.

Aus der vorhergehenden Kritik lassen sich zwei übergeordnete Aspekte ableiten, mit denen die Schwächen des Modells des
Homo Oeconomicus zusammengefasst werden können

1. Die Kognitionsmodelle bzw. die Individualität bzw. Subjektivität der Entscheidungsträger werden nur unzureichend
berücksichtigt. Daher ist eine stärkere Einbindung (oder sogar zentrale Rolle) der Verhaltenswissenschaften bzw.
Psychologie in die Entscheidungstheorie notwendig.

2. Schwankende Umwelteinflüsse (durch andere Entscheidungsträger und externe Ereignisse) werden nur unzureichend
berücksichtigt. Insbesondere ist eine stärkere Berücksichtigung der sozialen Prozesse, in die der Entscheider
eingebunden ist, notwendig.

Auf Grund dieser Tatsachen haben sich in den letzten Jahrzehnten seit Entstehung der
Entscheidungstheorie tatsächlich entsprechende Entwicklungen vollzogen. Die Theorie der beschränkt rationalen
Entscheidungen erweitert hier den Modellrahmen, indem diese Unvollständigkeiten im Wissen und in der
Informationsverarbeitung mit einbezogen werden. Neben Eigennutz können Entscheidungen aber auch durch andere
Wertesysteme wie Altruismus, ethische Werte oder Emotionen bestimmt werden.

17.1.2 Beschränkt raionale Entscheidung  
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Durch die Indifferenzzone wird das Kooperationsverbund -Organisation -stabilisiert. Barnard erläutert allerdings nicht, in wie
weit die Indifferenzzone ausgelegt wird, so das keine konkrete Handlungsorientierung gegeben ist.
An diesem Konzept ist zweierlei bemerkenswert: Organisationen bestehen

aus Menschen, Maschinen, Räumen, etc.
aus den Handlungen verschiedenartiger Teilnehmer.

17.2.5 Rationale Wahl
Entscheider als Einzelperson besitzt vollständige Information über:

Ziele
Entscheidungsprobleme
potentielle Alternativen
Konsequenzen alle potentiellen Alternativen und
Wert der Konsequenz

Den zentralen Ausgangspunkt aller Überlegungen zum Entscheidungsverhalten von Individuen bildet das Konzept der
begrenzten Rationalität:

Unvollständigkeit des Wissens ber Handlungskonsequenzen

Begrenzte Auswahl an Entscheidungsalternativen
Schwierigkeit der Bewertung zukünftiger Ereignisse

Entscheidungen basieren auf:
Befriedigenden Lösungen (nicht die optimale),
Habituelles Verhalten (Routineentscheidungen, bei oft wiederholenden Situationen),
Vereinfachende Problemdefinition (wirkt der Überforderung der Entscheider entgegen),
Selektive Wahrnehmung (Aufmerksamkeit wird bevorzugten Dingen gewidmet).

Das zentrale Problem ist, wie rationales Organisationshandeln ermöglicht wird, trotz begrenzter Rationalität und einer
komplexen, unsicheren Umwelt. Ein wesentlicher Teil der Theorie der Organisationsentscheidung besteht darin, die für die
Entscheider komplexe, unsichere Umwelt zu reduzieren und ihn in eine vereinfachte Entscheidungssituation zu versetzen.
Mechanismen zur Vereinfachung von Organisationsentscheidungen sind:

Arbeitsteilung (Zergliederung in Teilprobleme und Aufteilung der Arbeit)
Standardisierte Verfahren (entscheiden wie bestimmte Aufgaben ausgefhrt werden)
Herrschaft und Hierarchie
Kommunikation
Indoktrination (ideologische Beeinflussung) und Sozialisation

Diese Mechanismen beeinflussen die Entscheidungen des Individuums, indem sie ihm einen Teil seiner
Entscheidungsprämissen vorgeben: Sie versehen ihn zum einen mit bestimmten Wissensbeständen und Theorien über
Kausalzusammenhänge etc. und beeinflussen so seine Sachprämissen. Sie versehen ihn zum anderen mit Informationen über
wünschenswerte Zustände, d.h. mit Zielen und Bewertungskriterien, womit seine Wertprämissen beeinflusst werden. Um den
Organisationsbestand oder das Gleichgewicht zu sichern, müssen Individuen zu Beiträgen an die Organisation motiviert
werden. Hier muss ein Gleichgewicht zwischen den von der Organisation angebotenen Anreizen und Beiträgen der Teilnehmer
bestehen, was von Barnard als Anreiz-Beitrags-Gleichgewicht bezeichnet wird.

Anreize der Organisation (Geld, Status, Macht, Güter),

Beiträge der Individuen (Arbeit, Kapital, Zahlungen, Leistungen),
Bewertung von Anreizen und Beiträgen

Betriebliche Zwangsmaßnahmen,
Rekrutierung,
Betriebliche Sozialisation.

Der Zielbildungsprozess ist als eine Folge von Verhandlungsprozessen zu verstehen, in die die Koalitionsmitglieder ihre
unterschiedlichen Interessen einbringen. Bei Versuchen Ziele zu realisieren, werden wahrscheinlich Konflikte auftreten. Diese
Zielkonflikte sind über verschiedene Quasi-Lösungen handhabbar:

Lokale Rationalität: Subsysteme der Organisation (Abteilungen) sind für bestimmte Problemausschnitte zuständig
(Probleme werden in Subprobleme zerlegt)
Zufriedenstellende Lösungen
Überschusskapzitäten (organizational slack) wirken konfliktdämpfend
Sequentielle Verfolgung: inkompatible Ziele nacheinander verfolgen (erst a dann b)
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Passive Gruppen verzichten auf die Teilnahme am Zielbildungsprozess, da ihre Interessen durch die Höhe der
Ausgleichszahlungen (Lohn, Status, Arbeitsbedingungen, Dividenden, etc.) befriedigt sind.
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EBENE ROUTINIERT STEREOTYP REFLEKTIERT KONSTRUKTIV
Bewusstheit sein niedirig hoch hoch

Anforderung an die Aufmerksamkeit sehr gering gering hoch sehr hoch

Generierung neuer Informationen nein nein ja ja

Flexibilität kaum gering hoch sehr hoch

Vorstrukturiertheit sehr hoch hoch hoch bis mittel gering

Gedächtnispräsentation S-R-Assotiation Schemata, Skripte Ziele, Konsequenzen Allgemeines Weltwissen

kognitive Prozesse Matching Schema-Aktivierung Bewertung, Abwägung Konstruktion, Inferenz

einziges Mal oder mehrfach bzw. wiederholt getroffen wird oder wetden muss.

18.4 Art und Umfang kognitiven Aufwands  
Nach dem jeweiligen erkenntnismäßigen Aufwand lassen sich Entscheidungen wie folgt einteilen:

routinierte Entscheidungen: Die möglichen Optionen sind stets gleich, die Wahl erfolgt routinemässig oder
automatisiert. Es handelt sich nur dann um Entscheidungen, wenn die Wahl ziwschen diesen Optionen Resultat früherer
Entscheidungen auf kognitiv höherer Ebene ist (z.B. Weg zum Arbeitsplatz). Der einzige kognitive Aufwand besteht in
einem Matching-Prozess von gegebenen und gespeicherten Situationen (Situationsprototyp inkl. Entscheidungen). Der
Prozess fällt um so leichter, je ähnlicher sich die Sitautionen sind. Modifikationen in der Wahl werden durch
diffenrentielle Hinweisreize ausgelöst (diese können aber auch zum Abbruch der Entscheidung oder zum Wechsel auf
höheren Ebenen führen.
stereotype Entscheidungen: Sie werden nicht durch die Gesamtsituation sondern durch die Art der
Entcheidungsoptionen bestimmt und es gibt einen minimalen Bewertungsprozess. Sie betreffen nur bestimmte
Entscheidungsbereiche, z.B. Konsumentscheidungen. Die Bewertungen erfolgen in hohem Maße stereotyp, also nach
Schemata, die nicht mehr geprüft werden (Entscheidungen nach unmittelbarem Gesamteindruck oder wenigen
hervorstechenden Merkmalen; trade-offs sind eingeschliffen oder werden durch einfache Regeln gelöst).
reflektierte Entscheidungen: Es sind keine habituellen oder stereotyp abrufbaren Präferenzen für die Optionen
vorhanden. Der Entscheider muss explizit nachdenken. Seine Entscheidung umfasst dann mindestens die Bewertung
der Merkmalsausprägungen, die Analyse der Optionen und die Integration der Bewertungen. Diese Entscheidungen
sind meist von großer Wichtigkeit für den Entscheider, also stark von motivationalen und affektiven Faktoren
beeinflusst. Die Reflexion muss nicht zu einer Wahl führen, es kann auch zu Abbruch, Verweigerung oder Aufschub der
Entscheidung kommen.
konstruktive Entscheidungen: Die Optionen sind nicht vorgegeben -oder nicht gut definiert -und die für die
Entscheidung relevanten persönlichen Werte sind unklar oder müssen noch generiert werden. Eine Entscheidung
erfordert höheren kognitiven Aufwand z. B. durch eine Informationssuche nach Optionen und Konsequenzen. Ist die
Richtung unklar, wird dem eigentlichen Entscheidungsprozess noch eine Entscheidung über die Ziele vorgeschaltet.

Sowohl bei konstruktiven als auch bei reflektierten Entscheidungen kann es häufig bereits während des
Entscheidungsprozesses zu probeweisen, vorläufigen Wahlen kommen, die Umfang und Art der weiteren kognitiven
Aktivitäten bestimmen.
Tab. 18.1: Unterschiede beim kognitiven Aufwand

 

18.5 Entscheidung unter Unsicherheit  
Die ökonomische Denkweise verfolgt das Interesse an der Befriedigung von materiellen Bedürfnissen. Für sie ist die Sache das
wirtschaftlich nutzbare Objekt, das wir auf dem Markt tauschen können. Der Interessenschwerpunkt liegt auf der
Nutzenmaximierung. Die juristische Denkweise verfolgt das Interesse an der Entscheidung von Rechtsfragen. Für sie ist die
Sache all das, was sie für die anderen Disziplinen auch ist (ein physischer Gegenstand, der nicht selber den Charakter eines
Subjekts hat, sondern der menschlichen Herrschaft unterworfen werden kann und wirtschaftlich nutzbar ist), aber nur, soweit
sich daran Besitz oder Eigentum begründen lässt; entscheidend für den Rechtsbegriff der Sache ist somit die Möglichkeit einer
rechtlichen Zuordnung: Juristisch existiert nur, worüber rechtlich entschieden werden kann.
Daraus resultieren unterschiedliche Entscheidungsmodelle. Die juristische Entscheidungslehre hat also ein anderes
Entscheidungsinteresse. Deshalb fehlen in der Rechtswissenschaft bisher echte Kriterien zum Umgang mit Unsicherheit. Hinzu
kommt, dass im staatlichen Bereich zwischen der Aufgabenwahrnehmung Gesetzgebung (Legislative) Rechtsprechung und
Gesetzesvollzug (Exekutive) zu unterscheiden ist.
Eine Entscheidung zu treffen, setzt voraus, dass man zumindest zwei Handlungsoptionen mit unterschiedlichen Ergebnissen
hat. Zu welchen Ergebnissen die einzelnen Optionen führen, hängt von zahlreichen Entscheidungsparametern ab. Sie werden
als Umweltzustände bezeichnet. Sie beeinflussen zwar eine Entscheidung, sind von den Entscheidungsträgern jedoch selbst
nicht zu beeinflussen. Diese müssen Umweltzustände als gegeben hinnehmen bzw. akzeptieren. Beispiele sind rechtliche,
sachliche, finanzielle oder personelle Rahmenbedingungen.
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4. Der erwartete Gesamtwert eines Ergebnisses wird ermittelt, indem die zusammengehörigen
Eintrittswahrscheinlichkeiten und Werte (jedes Astes) multipliziert werden.

5. Die strukturierte Analyse und Beurteilung des Entscheidungsprozesses kann den Hintergrund für eine konkrete
Entscheidung bilden. Hierzu zeigt der höchste Ergebniswert (ermittelt in Schritt 4) den Entscheidungsweg an, der eine
hohe Eintrittswahrscheinlichkeit besitzt und zugleich einen hohen Nutzen verspricht. Neben dem Zugrunde legen dieses
absoluten Wertes können auch abwägende Entscheidungen nach Vorgabe bestimmter Regeln (z.B. Minimax-Regel;
Maximax-Regel) erfolgen.
Kritik der Methode: Kritisch anzumerken ist, dass die Anwendbarkeit des Entscheidungsbaumes vielfach deshalb
beschränkt bleibt, weil Aussagen über Eintrittswahrscheinlichkeiten aufgrund der zur Verfügung stehenden Daten
schwer zu erhalten sind.

Attributmatrix: 
Diese Darstellungsform ist besonders für Entscheidungen mit multidimensionalen Konsequenzen geeignet. Als Beispiel
für diese Form gelten z.B. Tabellen der Testberichte der Stiftung Warentest.
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Merkmal Umsetzung

fundamental Es wird zuerst gefragt Warum etwas gemacht wird und erst dann nach dem
Wie

radikal Es werden keine oberflächlichen Änderungen vorgenommen, sondern das
Unternehmen wird völlig neugestaltet

Verbesserung in Größenordnungen nicht nur um Prozente, sondern um ein Faktorvielfaches!

Prozessorientierung
Fokussierung auf den Kundenauftrag durch ganzheitliche
Prozessrealisierung durch Generalisten statt Abarbeitung durch
Spezialisten.

Fundamental

Zu Beginn müssen sich Unternehmen, Führungskräfte und Mitarbeitende grundlegenden Fragen und damit die
Fundamente ihres Geschäfts auf den Prüfstand stellen. Was tun wir? Warum machen wir diese Dinge (Effektivität).
Warum machen wir diese Dinge auf diese Art und Weise?
Radikal

Die bestehenden Strukturen und Vorgehensweisen werden komplett in Frage gestellt. Man will völlig neue Wege zur
Erledigung der Arbeit finden, d.h. das BPR will sämtliche Geschäftsprozesse neu gestalten und nicht nur einzelne
Abläufe verbessern oder verändern.
Verbesserung der Größenordnungen

Ziel des BPR ist bei richtiger Umsetzung des Konzepts eine erhebliche Verbesserung um Größenordnungen. Es geht
nicht um Verbesserung um beispielsweise 10 Prozentpunkte sondern um 30 Prozentpunkte.
Induktives Denken

Das BPR fordert Lösungen zu finden für Probleme, die in der Zukunft auf das Unternehmen zu kommen könnten. Nach
Hammer und Champy liegt die wahre Kraft induktiven Denkens in Verbindung mit neuesten, technologischen
Möglichkeiten darin, Antworten auf Probleme zu finden, von denen der Mensch bzw. Markt (noch) gar nicht weiß, dass
er sie hat.
Bei induktiven Schlüssen kann man nicht sicher sein, ob sie wahr sind oder nicht. Egal ob man die Schlüsse mit
logischen Schlussregeln zieht oder nicht. Es gibt verschiedene Arten induktiven Denkens

1. Das Generalisieren von Einzelereignissen zu allgemeinen Regeln (allgemeine Induktion)
2. Die Suche nach der plausibelsten Erklärung für ein Ereignis (Abduktion)
3. Die Übertragung von Prinzipien aus einen Bereich auf einen ähnlichen Bereich (Analogie)
4. Schlussfolgerung unter Unsicherheit, überwiegend auf der Grundlage von Wahr scheinlichkeiten

(probalistisches Schließen)
Das probalistische Schließen liegt vor bei Entscheidungen unter Unsicherheit (s. Abschn. 5.5)

Visionen
Sie stehen am Anfang des BPR und legen das Fernziel fest. Es wird also ein Leitbild rstellt, auf das vor und während
der Erneuerung zugegriffen werden kann, als Erin nerung an die Zielsetzung des BPR, als Maßstab, um den Fortschritt
zu messen und als Ansporn für die Fortführung.

Prozessdenken
Gegenstand des BPR sind die Kernprozesse im Unternehmen, also diejenigen Geschäftsprozesse, die für das Erreichen
der Unternehmensziele maßgeblich sind. Aus diesem Grund fasst das BPR mehrere Aufgaben bzw. Arbeitsplätze zu
einem zu sammen, d.h. aus Spezialisten werden Generalisten. Die strenge Arbeitsteilung wird aufgelöst, die
funktionalen Strukturen durchbrochen und die Geschäftsprozesse kun denorientiert und ganzheitlich betrachtet. Die
Vorgehensweise bei der BPR zeigt die folgende Tabelle:

Tabelle 19.2: Vorgehensweise des BPR

 

19.3.2 Stufen des BPR  
Grundsätzlich können folgende Phasen im Rahmen solcher Projekte festgestellt werden:

1. Entwicklung einer Strategie: Erstellung eines Leitbildes
2. Definition der Kernkompetenzen und Schlüsselprozesse: Festlegung der Zielgrößen
3. Fundamentale und radikale Neugestaltung der Abläufe: Prozesse festlegen
4. Anpassung, Struktur, Personal, Controlling, Führung: Systeme festlegen
5. Einführungsplan mit Machbarkeitsprüfung: Planung
6. Umsetzung nach dem Projektplan: Praxis
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Ansatzpunkte der Organisationsentwicklung sind die Organisations- und Kommunikationsstrukturen sowie das Verhalten der
Mitarbeitenden (Einstellungen und Fähigkeiten. Dabei werden folgende Annahmen getroffen:

Die höchste Produktivität wird erreicht, wenn individuelle und organisatorische Bedürfnisse gleichermaßen befriedigt
werden.
Eine anregende und verantwortungsvolle Arbeit motiviert und steigert die Leistung, weil die Menschen danach streben,
sich zu entwickeln.
Zur Entwicklung und Entfaltung menschlicher Fähigkeiten und Leistungen gehört die Äußerung von Gefühlen und
Empfindungen.Werden diese durch die Organisation unterdrückt, wird eine Identifikation mit der Arbeit verhindert.
(Unternehmenskultur)
Gruppen können verfügbare Ressourcen besser nutzen. Zusammenarbeit verhindert die Vergeudung von Energien im
Kampf gegeneinander.
Veränderungen sind dann erfolgreich, wenn die Betroffenen an der Gestaltung und Einführung aktiv beteiligt werden.
Der Erfolg von Veränderungen hängt wesentlich vom Kommunikations-und Führungsverhalten ab

Insgesamt geht es bei der Organisationsentwicklung also um Entwicklung in den Bereichen

Struktur
Mensch
Aufgaben
Technologie.

19.4.3 Vorgehensmodelle  
Die erfolgreiche Einführung bzw. Verbesserung von Prozessen erfordert, dass im Unternehmen das Vorhaben der Veränderung
exakt geplant und gut strukturiert wird. Bei der Planung und Durchführung dieses Projektes helfen standardisierte
Vorgehensmodelle für das erfolgreiche Gelingen. Im Laufe der Zeit wurde eine ganze Reihe von Phasenmodellen für eine
erfolgreiche Veränderung entwickelt. Zu den populärsten Modellen gehören die Arbeiten von Lewin und Deming, auf die im
Weiteren ausführlicher eingegangen werden soll. Dieses Kapitel stellt neben den bereits erwähnten eine weiteres
Vorgehensmodelle -Krüger9s Transformationsmodell -vor.

19.4.3.1 3-Phasen-Modell von Lewin  

Der Soziologe Kurt Lewin leitete das Research Center for Group Dynamics am Massachusetts Institute of Technology in den
USA. Er versuchte,eine topologische Psychologie zu entwickeln unter besonderer Berücksichtigung der Motivations- und
Gruppenpsychologie. Durch seine Arbeiten in den Bereichen Gruppendynamik und Gestaltpsychologie gilt er als Pionier der
Psychologie und Sozialpsychologie.
In seinem Veränderungsmodell beschreibt Lewin drei Phasen, die eine Organisation für eine erfolgreiche Veränderung
durchlaufen muss. Als erstes müssen die erstarrten Strukturen und Abläufe einer Organisation gelöst bzw. aufgetaut werden.
Dies bezeichnet Lewin als unfreezing. Daraufhin können sie verändert (move) werden, um schließlich den neuen Zustand
wieder zu stabilisieren bzw. einzufrieren (refreezing)

Phase 1: Auftauen - unfreezing

Im Allgemeinen streben Menschen nach einer Umgebung, in der sie eine relative Sicherheit und ein Gefühl von
Kontrolle über ihre Situation besitzen. Diese Beharrungstendenz beruht auf dem menschlichen Grundbedürfnis nach
Umweltstabilität. Genau diese vom Mitarbeitenden gewünschte Beständigkeit von Strukturen und Verhaltensweisen im
Unternehmen soll jedoch bei der Veränderung der Organisation aufgebrochen werden. Dabei kann es vorkommen, dass
sich einzelne Mitarbeitende und Gruppen mit allen möglichen Argumenten gegen die Preisgabe vertrauter Zustände
stemmen. Es kommt zum Widerstand gegen die organisatorische Änderung. Daher ist es das Ziel der ersten Phase
Widerstände abzubauen, die betroffenen Mitarbeitenden in das Änderungskonzept einzubeziehen und dadurch eine
Veränderungsbereitschaft aufzubauen. Die erstarrten Strukturen und Abläufe der Organisation werden aufgetaut
(unfreezing).
Phase 2: Bewegung - move

Nach der erfolgreichen unfreezing Phase ist eine Organisation bereit, die Veränderung durchzuführen. Es beginnt die
eigentliche Veränderung des alten Zustands. Dafür wird das Unternehmen analysiert, Vorgaben von Zielen und Inhalten
für den neuen Zustand bestimmt bzw. festgelegt. Neue Regelungen, die durch Informations- und
Ausbildungsmaßnahmen unterstützt werden, werden eingeführt und treten in Kraft. Die eingeführten Vorgänge sind
zunächst neu für die Mitarbeitenden, so dass sie sich am Anfang noch recht unsicher im Umgang mit den veränderten
Abläufen fühlen. Infolgedessen fällt meist erst einmal das Effizienzniveau ab und steigt auf ein höheres als das
Ausgangsniveau an, sobald sich die Mitarbeitenden vertrauter fühlen.
Phase 3: Einfrieren - refreezing

Die dadurch erreichten neuen Strukturen und Vorgehensweisen werden in der letzten Phase wieder eingefroren
(refreezing), d.h. das neue Verhalten wird stabilisiert, damit eine Rückkehr zu der alten Organisationsform
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Während der Initialisierungsphase finden die Aktivitäten zur Auslösung des Wandels statt. So beschäftigt sich die erste
Aufgabe mit der Identifikation und verbindlichen Feststellung eines sachlich notwendigen Wandels. Es muss die sachliche
Notwendigkeit des Wandels überprüft und bestimmt werden. Dabei soll die externe und interne Situation des Unternehmens
beobachtet werden und Informationen über Verbesserungsbedarf bzw. -möglichkeiten der Strukturen und Prozesse gesammelt
werden. Die zweite Aufgabe veranlasst, dass die Kräftekonstellation erkundet und die notwendige Überzeugungsarbeit im
Management geleistet wird. Es sollen die wandlungsfördernden Kräfte gefunden und zu Trägern des Wandels mobilisiert
werden.

1. Phase: Initialisierung

Während der Initialisierungsphase finden die Aktivitäten zur Auslösung des Wandels statt. So beschäftigt sich die erste
Aufgabe mit der Identifikation und verbindlichen Feststellung eines sachlich notwendigen Wandels. Es muss die
sachliche Notwendigkeit des Wandels überprüft und bestimmt werden. Dabei soll die externe und interne Situation des
Unternehmens beobachtet werden und Informationen über Verbesserungsbedarf bzw. -möglichkeiten der Strukturen
und Prozesse gesammelt werden. Die zweite Aufgabe veranlasst, dass die Kräftekonstellation erkundet und die
notwendige Überzeugungsarbeit im Management geleistet wird. Es sollen die wandlungsfördernden Kräfte gefunden
und zu Trägern des Wandels mobilisiert werden.

2. Phase: Konzipierung

Die zweite Phase konzipiert das Wandlungsvorhaben. In diesem Zusammenhang werden als dritte Aufgabe die
Wandlungsziele festgelegt. Hierfür müssen zum einen die Richtung des Wandels festgelegt und zum anderen Lösungen
für die Deckung des Wandlungsbedarfs entworfen und geplant werden. Daraufhin entwickelt die vierte Aufgabe,
aufbauend auf der Unternehmensstrategie, ein Maßnahmenprogramm, in dem sowohl die externe Entwicklung als auch
die inneren Stärken und Schwächen berücksichtigt werden sollen. Das Ergebnis dieser Aufgabe beinhaltet dann
schließlich die Realisierung des Vorhabens in sachlicher, zeitlicher, institutioneller und personeller Hinsicht.

3. Phase: Mobilisierung

Auf die Konzipierung des Wandels folgt in der dritten Phasen die Mobilisierung der am Wandel beteiligten oder
betroffenen Mitarbeitenden der Organisation. Das in der vorherigen Phase entwickelte Wandlungskonzept muss
kommuniziert werden. Aus diesem Grund werden Kommunikationsprojekte gestartet, damit eine
Wandlungsbereitschaft erzeugt bzw. gefördert und so Willensbarrieren überwunden werden. Die sechste Aufgabe
wiederum hat den Aufbau von Wandlungsfähigkeiten und den Abbau von Fähigkeitsbarrieren zum Ziel.
Es werden personelle, technische und organisatorische Maßnahmen, wie z.B. Schulungen oder Delegation von
Aufgaben und Kompetenzen auf Projektteams ergriffen, damit werden die für die anschließende Projektarbeit
notwendigen Voraussetzungen im Unternehmen geschaffen.

4. Phase: Umsetzung
Im Anschluss an die Mobilisierung kommt es in der vierten Phase zur Umsetzung. Es werden prioritäre Aufgaben
durchgeführt und in Folgeprojekten zu Ende gebracht. Komplexe Vorhaben verhindern, dass nicht immer alle Probleme
gleichzeitig gelöst werden können, sondern vielmehr hintereinander betrachtet werden müssen. Dieser Umstand macht
eine Priorisierung der Projekte notwendig und führt zu der bereits erwähnten Unterscheidung von prioritären Vorhaben
(Basisprojekte) und Folgeprojekte.

5. Phase Verstetigung
Am Ende des Transformationsprozesses stehen in der fünften Phase die Verstetigung des Wandels und eine Überleitung
in die gesteuerte kontinuierliche Verbesserung und Weiterentwicklung. verankert in diesem Sinne die
Wandlungsergebnisse im Unternehmen. Darunter fallen alle Aktivitäten, die einen Rückfall in die alten Strukturen und
schlechten Gewohnheiten verhindern können. Außerdem soll die aufgebaute Wandlungsbereitschaft und -fähigkeit
weitestgehend gesichert werden, so dass in Zukunft die notwendig werdenden Veränderungen von der Organisation
leichter durchgeführt und umgesetzt werden können.

19.4.4 Zusammenfassung  
Die Organisationsentwicklung ist kein einheitlicher Ansatz, sondern vielmehr eine Bezeichnung für viele unterschiedliche
Methoden und Techniken. Die Veränderung der Organisationsstruktur und die dazu nötigen Lernprozesse der Mitarbeitenden
(Personalentwicklung stehen dabei im Vordergrund. Zu den Methoden und Maßnahmen der Organisationsentwicklung zählen
insbesondere:

alle Maßnahmen zur Verbesserung der organisatorischen Abläufe und Strukturen (z.B. Einführung der Teamarbeit)
alle Maßnahmen der Personalentwicklung (Weiterbildung, Karriereplanung, Persönlichkeitsentwicklung,
Empowerment)
alle Maßnahmen zur Humanisierung der Arbeit (Gruppenarbeit, Job-Enlargement / Enrichment / Rotation)
Techniken wie in den Vorgehensmodellen dargestellt (s. Abschn. 19.4.3)
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Schritt Inhalt

Institutionenpolitik

ó Strukturveränderung  
- organisatorisch  
- personell  
- instrumentell  ó Verbesserung der Verwaltungsstruktur

Performanzpolitik
ó Verbesserung der Geschäftsprozesse  
- Verbesserung der Effektivität  
- Verbesserung der Effizienz  ó Verbesserung der Wirtschaftlichkeit

Effekterzielung
ó outcomes  
- gesamtwirtschaftliche Ziele  
- sozialpolitische Ziele  ó Zielerreichung

 

20.2.2 Personalpolitik  
Unter Personalpolitik wird verstanden:
Definition 2.4 Personalpolitik

Die konkrete Ausgestaltung der einzelnen Bereiche des Personalmanagement.

Dabei werden folgende Ziele verfolgt:

20.2.2.1 Wirtschaftliche Ziele  

Für den Bereich des Personalmanagement lassen sich aus dieser Zielsetzung folgende Funktionen ableiten:

Bereitstellung der zum Verwaltungsvollzug benötigten Arbeitskräfte nach quantitativen, qualitativen, zeitlichen und
lokalen Erfordernissen

Steigerung der menschlichen Arbeitsleistung, durch Maßnahmen zur
mengenmäßigen Erhöhung der Arbeitsergebnisse
Erhöhung der Arbeitsqualität
Steigerung des Verbesserungspotenzials (Vorschlagswesen, KAIZEN)

Definition 2.5 Wirtchaftliche Ziele

Als (betriebs-)wirtschaftliche Ziele wird eine effiziente Versorgung des Verwal tungsbetriebes mit kompetenten Mitarbeitenden
auf der Grundlage ökonomischer Rationalität (Leistungsziel) angestrebt.

20.2.2.2 Soziale Ziele  

Der Verwaltungsbetrieb wird auch als ein soziales System betrachtet, in dem Menschen zusammenarbeiten und deshalb in
Beziehung zu einanderstehen.
Definition 2.6 Soziale Ziele

Unter sozialen Zielen sind Erwartungen, Bedürfnisse, Interessen und Forderungen der Mitarbeitenden oder anderer
Interessengruppen (Politik, Gewerkschaften) gegenüber den Verwaltungsträgern zu verstehen, die diese erfüllt sehen wollen.

Sie beziehen sich auf die Verbesserung der

materiellen Verhältnisse durch z.B.

Besoldungs-, Entgelterhöhungen
Arbeitszeitverkürzung,
zusätzliche Altersversorgung (VBL-Rente)

immateriellen Verhältnisse durch z.B.
Mitbestimmung
Abbau von Monotonie im Geschäfts- / Arbeitsprozess
Statusvergabe (Übertragung von Befugnissen, etc.)

20.2.2.3 Das Verhältnis zwischen wirtschaftlichen und sozialen Zielen  
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Bildung Alter
unter 40 über 40

hoch
Selbstverwirklichungsmilieu

Niveaumilieu

mittel Integrationsmilieu

Unterhaltungsmilieu
niedrig Harmoniemilieu

Milieus Schemata
Hochkultur Trivial Spannung

Niveau + - -
Integration + ++ -
Harmonie -- ++ -

Tab. 20.3: Erlebnisgesellschaft

 

Hochkulturschema

Es steht für genussvolles Erleben von Besinnlichkeit auf hohem Niveau: Teilnahme an kulturellen Veranstaltungen,
Präferenz für klassische Musik, gezielter Konsum anspruchsvoller Fernsehsendungen. In Ruhe ein gutes Buch lesen ist
ein typisches Genusserlebnis des Hochkulturschemas. Feindbild: Massentourist
Trivialschema

Es steht für Präferenzen für Volksmusik und leichte Fernsehunterhaltung, reges Interesse an neuestem Klatsch aus
Europas Fürstenhäusern. Darüber hinaus zeichnet es sich durch die Suche nach Ruhe und Geborgenheit und eine
Neigung zum Fatalismus und persönlich empfundener Unsicherheit aus. Feindbild: provokante Individualisten (z.B.
Demonstranten), die die Geborgenheit und Sicherheit gefährden könnten.
Spannungsschema

Hier bedeutet Erleben Action und Stimulation. Typisch sind Präferenzen für Pop- und Rockmusik, Kneipen- oder
Diskoaufenthalte, ständige Beschallung, rastloses TV-Zapping und eine Betonung von Körperlichkeit (Erleben mit Haut
und Haar). Es geht um das Ausleben der individuellen Freiheit, und zwar so intensiv wie möglich. Feindbild:
Langsamfahrer, Reihenhausbesitzer, Spießer.

Nach Schulze lassen sich in unserer Gesellschaft fünf Erlebnismilieus unterscheiden:

Niveaumilieu
Mitglieder zeichnen sich aus durch Nähe zum Hochkulturschema bei gleichzeitiger Distanz zu Trivial- und
Spannungsschemata. Oberstes Lebensziel der Menschen des Niveaumilieus ist das Streben nach Rang. Es sind meistens
Personen mit höherer Bildung.

Integrationsmilieu
Das Milieu strebt nach Konformität und weist sowohl eine Nähe zum Hochkulturschema als auch zum Trivialschema
auf, dem Spannungsschema steht es ablehnend gegenüber. Es sind meistens Personen mit mittlerer Bildung

Harmoniemilieu
Die Angehörigen weisen Distanz zum Hochkulturschema und zum Spannunsschema auf, bei gleichzeitiger Nähe zum
Trivialschema. Man strebt nach Geborgenheit im Kreise der Familie. Es sind meistens Personen mit niedrigerer
Bildung.

Unterhaltungsmilieu
Angehörige sind überwiegend jüngere Personen mit starker Nähe zum Spannungsschema, mit Distanz zum
Hochkulturschema und ambivalent zwischen Ablehnung / Befürwortung gegenüber dem Trivialschema. Man strebt
nach Stimulation. Es sind meistens Personen mit niedrigerer Bildung.als die Angehörigen des
Selbstverwirklichungsmilieus.

Selbstverwirklichungsmilieu
Angehörige sind überwiegend jüngere Personen mit Ablehnung des Trivialschemas, starker Nähe zum
Spannungsschema und ohne Distanz zum Hochkulturschema. Man strebt nach Selbstverwirklichung. Es sind meistens
Personen mit höherer Bildung.

Tab. 2.4: Ausprägungen der Erlebnismilieus nach Schulze
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rational-economioc man sozical man self-actualizing man complex man

Er ist durch wirtschaftliche
Anreize motiviert

Der Mensch wird in derster
Linie durch soziale
Bedürfnisse motiviert und
gewinnt sein
Identitätsbewusstsein aus der
Beziehung zu seinen
Mitmenschen

Menschliche Bedürfnisse
lassen sich in einer
Hierarchie anordnen

Er ist äußerst
wandlungsfähig

Er ist passiv und wird von
der Organisation
manipuliert, motiviert und
kontrolliert

Als Folge der Sinnentleerung
der Arbeit wird in den
sozialen Beziehungen am
Arbeitplatz Ersatzbefriedigung
gesucht

Er strebt nach
weitergehender Autonomie
und Unabhängigkeit am
Arbeitsplatz

Die Hierarchie der
Bedürfnisse unterliegt
starkem Wandel

Der Mensch hat irrationale
Empfindungen, strebt aber
trotdem nach rationaler
Bewältigung seiner
Probleme

Er wird stärker durch die
sozialen Normen seiner
Arbeitsgruppe als durch die
Anreize und Kontrollen des
Managements bestimmt

Er bevorzugt
Selbstmotivation und
Selbstkontrolle

Er ist lernfähgig, erwirbt
neue Motive, ändert seine
Motivationsstruktur

Organisationen können und
müssen deshalb irrationale
Gefühlssteuerung
ausschalten

Der Vorgesetzte wird dann
aktzeptiert, wenn er das
Bedürfnis nach Anerkennung
und die sozialen Bedürfnisse
der Mitarbeiter befriedigt

Es gibt keinen notwendigen
Konflikt zwischen
Selbstverwirtklichung und
organisatorischer
Zielsetzung

Seine Motive können in
unterchiedlichen Systemen
oder Subsystemen
verschieden sein

Tab. 21.1: Menschenbild-Typologie nach Schein (Quelle: In Anlehnung an SCHEIN (1974), S. 78, 82, 90, 95)

 
Das Menschenbild rational-ökonomischer Mensch (rational economic man) folgt der Hypothese des homo oeconomicus, der
bis heute das Grundgerüst vieler betriebswirtschaftlicher Menschenbilder darstellt. Es ist so einfach, dass es sich grundsätzlich
in einem Satz formulieren lässt:
Menschen sind weitgehend von ökonomischen Interessen getrieben und versuchen, den eigenen Nutzen zu maximieren.
Der soziale Mensch (social man) entspricht der Human Relations Bewegung. Der sich selbst verwirklichende Mensch leitet
sich aus vier grundlegenden Ansprüchen ab:

dem Vorliegen der Motivpyramide nach Maslow
dem Wunsch der Mitarbeitenden, ihre Aufgaben zu bewältigen und ständig an neuen umfangreicheren Aufgaben zu
wachsen
der Dominanz von Selbstkontrolle und eigeninitiatativem Handeln bei den Mitarbeitenden
der Harmonie von Selbstentfaltungstendenz und organisationaler Leistungsfähigkeit

Dieser Typ ist vergleichbar mit McGregors Theorie Y.
Bei der Konzeption des komplexen Menschen (complex man) geht man von einem situativen Ansatz aus, bei dem in
Abhängigkeit von den persönlichen Merkmalen der Mitarbeitenden (Eigenschaftsansatz) und der Führungssituation
(Situationsansatz) eine individuell- und zeitpunktbezogene Führungsform gewählt werden muss.
Schein hält die Anwendbarkeit der ersten drei Menschenbilder für situationsabhängig und sieht im complex man die schlüssige
Charakterisierung des arbeitenden Menschen in der modernen Industriegesellschaft.

21.1.3 Aussagekraft von Menschenbildern  
Wie bei allen Abstraktionen, Vereinfachungen und Verallgemeinerungen sind auch Menschenbilder positiv oder negativ
bewertbar:
Positiv

Erklärungsversuche für praktizierte Führungsstile im Sinne einer Möglichkeit zur Verbesserung des Führungsverhaltens
Erklärungsversuche für Fehler in der Aus- und Fortbildung der Mitarbeitenden und Führungskräfte im Sinne einer
Möglichkeit zur Gestaltung effektiverer Trainings- und Entwicklungsmaßnahmen für Führungskräfte
Erklärungsversuche für mangelnde Motivation, fehlende Involviertheit und unkooperativem Verhalten von
Mitarbeitenden

Negativ

Missbrauch durch Führungskräfte im Sinne einer interessenorientierten Instrumentalisierung und Vereinnahmung ist
möglich
Verankerung bei Führungskräften und möglicher Einfluss auf Instrumente des Personalmanagement sind nicht
nachweisbar
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betriebsinterner Arbeitsmarkt (plant labor market)

Mitarbeitende eines Unternehmens
für ihre hohe Loyalität erhalten die Mitarbeitenden Qualifizierungs- und Aufstiegschancen,
Beschäftigungssicherheit sowie Seniorenrechte
für Arbeitgeber und Mitarbeitende besteht großes Interesse an einer dau erhaften Bindung
die Mitarbeitenden gehören verschiedenen Interessenverbänden an, die an einer Stabilisierung der
Arbeitsverhältnisse interessiert sind

berufsfachlicher Arbeitsmarkt (craft labor market)
Gewerkschaftsmitglieder und ähnliche Arbeitsplätze
die Entgelthöhe ergibt sich nicht durch Angebot und Nachfrage, sondern wird durch die Gewerkschaften
ausgehandelt und in Tarifverträgen festgeschrieben
den Gewerkschaften fällt die alleinige Kontrolle des Arbeitskräfteangebots zu

Mit dem Ausbau eines IAM gelingt es,

leistungsbereite Mitarbeitende an den Betrieb zu binden und optimal einzusetzen,
Miarbeitenden berufliche Entwicklungsmöglichkeiten aufzuzeigen,
Veränderungen der Beschäftigung durch konjunkturelle Schwankungen oder den strukturellen Wandel aufzufangen und
die Mitarbeitenden zu veranlassen, nach zukunftsträchtigen Einsatzfeldern für ihr Arbeitsvermögen und höheren
Verdienstchancen zu suchen.

Die Abgrenzung interner Arbeitsmarkt (s. Abb. 22.2) ist heute angesichts ständiger Veränderungen der privaten wie
öffentlichen Betriebe bzw. Verwaltungsbetrieben schwierig. Diese kooperieren mit Subunternehmen oder in strategischen
Partnerschaften. Sie betreiben Gemeinschaftsbetriebe, sie kaufen, verkaufen, integrieren und verselbstständigen
Organisationseinheiten. Sie setzen Personal von Fremdfirmen, Leih- und Zeitarbeit ein. Ein betriebs-/verwaltungsinterner
Arbeitsmarkt kann in einem weltweit tätigen Betrieb ein internationaler (interner) Arbeitsmarkt sein.
Neue Entwicklungen kommen hinzu: Voneinander unabhängige Unternehmen bzw. Verwaltungen gleichen zeitweilige
Personalüberhänge und Personalbedarfe unterein ander aus. Sie organisieren gemeinsame Personalentwicklungsmaßnahmen
(das ist dann ein intermediärer Arbeitsmarkt), sie vermitteln Mitarbeitende, die sie nicht mehr einsetzen können, befristet oder
auf Dauer an andere Betriebe/Verwaltungen.
Letztlich muss die Abgrenzung interner Arbeitsmärkte zu intermediären, d. h. zu Arbeitsmärkten von mehreren Betrieben oder
Verwaltungen, zum nationalen und zum internationalen Arbeitsmarkt unscharf bleiben.
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Integration überbetrieblicher und unternehmensübergreifender Produktionszusammenhänge, Intensive
Kooperationsbeziehungen und zwischenbetriebliche Arbeitsteilung

Änderung der Identitätsbildung
Die Identität wird nicht mehr durch die Rechtsform und Unternehmensgrenze, sondern durch die anstehende Aufgabe
und das zu bewältigende Projekt bestimmt (nach Sattelberger)

Berücksichtigung Neuer Arbeitsformen
Neue Organisationsstrukturen führen zu einer Umdeutung von Arbeit, die über die Forderung nach Flexibilisierung
hinausgeht.
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23.1.2 Prinzip des finanziellen Gleichgewichts  
Der Grundsatz des finanziellen Gleichgewichts hat zwei Ausprägungen, die betriebswirtschaftlich relevant sind. Im
Finanzprozess einer Unternehmung besteht ein finanzielles Gleichgewicht, wenn folgende Ziele gemeinsam gesichert
erscheinen:

Erfüllung der finanziellen Ansprüche der Träger an die Wirtschaftseinheit (Gewinnausschüttung)
Existenz der Unternehmung kurz- und langfristig (Liquidität).

Auch für den Verwaltungsbetrieb ist die Beachtung des finanziellen Gleichgewichts notwendig, weil ein
Zahlungsungleichgewicht oder sogar eine Zahlungsunfähigkeit vermieden werden muss.
Nach Art. 110 Abs. 1 S. 2 Grundgesetz ist der Haushaltsplan in Einnahmen und Ausgaben auszugleichen
(verfassungsrechtliches Ausgleichsgebot). Der Haushaltsplan ist ausgeglichen, wenn die Summe der veranschlagten
Haushaltseinnahmen identisch ist mit der Summe der veranschlagten Haushaltsausgaben. Die Staatsausgaben dürfen also die
Staatseinnahmen nicht überschreiten (Grundsatz der Ausgeglichenheit).
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Risikofreude (Risiko ist das Ziel: z.B. Glücksspiel: hier wird für Risiko sogar bezahlt)

Im Rahmen der Zielbildung bedeutet das letztlich für die Entscheidungsträger, dass Klarheit über ihre Präferenzordnung
herrschen muss.
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Level Inhalte

L1 Gute Ausgangssituation durch
ó Selbstorganisation 
- Verschwendungsbewusstsein 
- 5A-Kampagne 
- Ziele und Roadmap

L2 Verbesserung durch

ó Zusammenarbeit  
Standardisierung:  
- Ablage/Struktur  
- Abläufe/Formulare  
- Büromaterial  
- Kommunikation

L3 Einsparung durch
ó Prozessverbesserung  
- Wertstromdesign  
- Prozessmapping  
- Problemlösungsstory

L4 Erhaltung des guten Zustandes durch weitere
ó Optimierung im Team  
- Visuelles Management  
- Team-Management-Tafel  
- Zielauflösung

L5 Volle Verantwortung für
ó Flexibles Arbeiten im Team  
- Aufgabenanalyse  
- Mobilitätskonzept  
- Raum- und IuK-Konzept

L6 Prozessbeherrschung durch
ó Best in Class  
- 0-Linien  
- Benchmarking

Level 2: 
Hier geht es um die Verbesserung der Zusammenarbeit. Regeln und Standards helfen dabei. Oft sind es die einfachen Dinge,
die helfen, Verschwendung in Form von Fehlern und unnötigem Zeitaufwand zu vermeiden. Markierungen an Geräten und
Arbeitsmitteln und One-Point-Lessons helfen bei der Einhaltung einer Ordnung und sparen Suchzeiten. Fehlbedienung und
zeitaufwendiges Nachfragen wird vermieden. Sinnvoll sind Regeln für die interne Kommunikation, so dass wichtige
Informationen alle Beteiligten rechtzeitig erreichen.
Level 3: 
Die Optimierung der Abläufe ist hier das Thema im. Bearbeitungsprozesse werden oft durch eine Art von Mauern blockiert.
Sie kommen über Abteilungsgrenzen hinweg ins Stocken. Der Blick über die Mauer und die Betrachtung von internen Kunden
fördert eine flussorientierte Zusammenarbeit. Störungen und Engpässe in den Prozessen werden mit der Methode
Prozessmapping sichtbar gemacht. Der Prozess wird neu aufgesetzt und optimiert.
Level 4: 
Teams, die sich im 4. Level bewegen, haben schon viel erreicht. Nun geht es um die Erhaltung des guten Zustandes durch
weitere Optimierung im Team. Es gibt immer Möglichkeiten für weitere Verbesserungen. Niemand darf sich auf seinen
Lorbeeren ausruhen. Einen Überblick schafft das visuelle Management. Kennzahlen, grafisch aufbereitet, zeigen
Entwicklungen auf. Zielauflösung, Teamtafeln und Qualifikationsmatrix sind Instrumente, die informieren und motivieren.
Level 5: 
Gibt den Mitarbeitenden noch mehr Verantwortung und Handlungsspielraum. Voraussetzung ist, dass Aufgaben klar definiert
sind. Die Autonomie des Einzelnen kann nur soweit gehen, dass die Erfordernisse des Teams erfüllt werden.
Level 6: 
Hier wird mit der Zielsetzung Best in Class absolute Qualität in Richtung Null Fehler und höchste Kundenzufriedenheit
angestrebt. Benchmarking verschafft einen Überblick über den Status Quo im Vergleich zu den Besten des Bereichs.
Die folgende Tabelle gibt einen Überblick der einzelnen Stufen:
Tabelle 25.2: 6-Level-Modell (Quelle: eigene Darstellung)
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Anhang  
A.1 Der Verwaltungsbegriff  

Abb. A.1: Erklärungsansätze öffentliche Verwaltung

- 144 -

af://n4900
af://n4901


A.2 Public Administration  
nicht übernommen, da Text online verfügbar ist
Quelle: Autor KENNETH KERNAGHAN; Public Administration - besucht am 22.12.2018
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A.3 Drei-Sektoren Hypothese  
nicht übernommen, da Informationen in aktuellerer Form Online verfügbar sind.
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A.4 Begriff des öffentlichen Gutes  
nicht übernommen, da Text online verfügbar ist
Quelle: GABLER Wirtschaftslexikon; besucht am 22.12.2018
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A.5 Stellungnahme des KNB zur EU-Dienstleistungsrichtlinie  
Dienstleistungen sind ein großer Wirtschaftsfaktor in der EU und somit von entscheidender Bedeutung für den Europäischen
Binnenmarkt. Sie stellen ca. 60-70% der wirtschaftlichen Aktivität der EU. Da der Binnenmarkt für Dienstleistungen nach wie
vor nicht zufrieden stellend funktioniert und die Gründe dafür vielschichtig sind, hat die Europäische Kommission im Januar
2004 einen Richtlinienvorschlag über Dienstleistungen im Binnenmarkt vorgelegt. Er zielt darauf ab, Hindernisse für
Dienstleistungen zu beseitigen, um dadurch die Entwicklung grenzüberschreitender Tätigkeiten zu fördern. Die Richtlinie soll
diskriminierende Beschränkungen beseitigen, bürokratische Hindernisse abbauen, Rechts-und Verwaltungsvorschriften
modernisieren und die Rechte der Nutzer von Dienstleistungen stärken. Der Entwurf der Europäischen Kommission stieß auf
viel Kritik. Da der Anwendungsbereich des Richtlinienentwurfs sehr vage ist, wird zum einen die Angst vor Lohn-und
Qualitätsdumping geweckt, zum anderen finden Dienstleistungen aus dem Kulturbereich nicht ausreichend Berücksichtigung.
Am 16. Februar 2006 hat das Europäische Parlament in erster Lesung mit 394 zu 215 Stimmen den Vorschlag der EU-
Kommission zwar angenommen, aber substanziell verändert. Größter Kritikpunkt an der Vorlage war das Herkunftslandprinzip.
Danach würde ein Dienstleister nur den Gesetzen des Landes unterliegen, in dem er niedergelassen ist. Das Europäische
Parlament hat eine Liste von Dienstleistungen aufgeführt, die von der Richtlinie ausgeschlossen werden sollen, unter anderem
Dienstleistungen von allgemeinem Interesse, von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse und von Gesundheitsdienstleistungen,
Dienstleistungen im audiovisuellen Bereich und sozialen Dienstleistungen. Bibliotheken und ihre Dienstleistungen werden
dabei nicht explizit genannt, wie es in der Stellungnahme des dbv im Vorfeld der Verhandlungen gefordert worden war.
Was haben Bibliotheken mit der Dienstleistungsrichtlinie zu tun?
Die Ausführungen in dem Entwurf der Europäischen Kommission zur Dienstleistungsrichtlinie sind sehr vage. So kann nicht
eindeutig gesagt werden, ob eine eigentlich öffentliche Dienstleistung, wie eine Bibliothek, die Gebühren einnimmt, von der
Richtlinie betroffen ist. Dies könnte der Fall sein, wenn die Bibliotheksgebühr als >wirtschaftliches Entgelt< interpretiert
würde. Das Europaparlament hat in seiner Fassung Dienstleistungen von allgemeinem Interesse von der Richtlinie
ausgeschlossen.
Hierunter sind zu verstehen u.a. geistiges Eigentum, Bewahrung des nationalen historischen und künstlerischen Erbes oder
Verwirklichung sozial-und kulturpolitischer Zielvorgaben. Es kommt nun auf die Definition der einzelnen Mitgliedstaaten an,
wie sie Dienstleistungen von allgemeinem Interesse interpretieren und entsprechend die Ausnahmen von der Richtlinie
definieren. Das bedeutet, dass in unserem Falle Deutschland aufgrund des zwingenden Erfordernisses des Allgemeininteresses,
wie zum Beispiel des Erhalts des kulturellen und historischen Erbes, eine Ausnahme machen könnte, was Bibliotheken betrifft.
Ob dies geschehen wird, hängt jetzt davon ab, welche Bedeutung das Mitgliedsland den Bibliotheken insgesamt beimisst und
inwiefern es diese von der Richtlinie ausschließt. Stellungnahme des dbv und der BID
In seiner Stellungnahme zum Vorschlag einer Dienstleistungsrichtlinie, der sich die BID (Bibliothek und Information
Deutschland) anschloss, kritisiert der Deutsche Bibliotheksverband (dbv) das Herkunftslandprinzip und die nicht zugleich
festgelegte Harmonisierung des Verbraucherschutzes in dem Entwurf. Kernpunkt der Stellungnahme bildet die Kritik, dass
Bibliotheken, Archive und Bildungseinrichtungen als Einrichtungen der öffentlichen Daseinsvorsorge des Bürgers aus dem
Kultur-und Wissenschaftsbereich nicht zweifelsfrei vom Geltungsbereich der Richtlinie ausgenommen werden. Es wird
gefordert, dies explizit in den Entwurf einzufügen.
Quelle: Kompetenznetzwerk für Bibliotheken; Online nicht mehr verfügbar
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A.6 DAI -Begriff und Grundlagen  
nicht übernommen, da Text Online verfügbar
Quelle: Zusammenfassung der EU-Gesetzgebung - besucht am 22.12.2018
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A.8 Öffentliche Gewalt  
Sonderrechte, Hoheitsprivilegien und Zwangsbefugnisse, d. h. spezielle, von den im Verhältnis zwischen Privatpersonen
geltenden allgemeinen Rechtsvorschriften abweichende und unmittelbar wirkende Befugnisse, stellen Indizien für öffentliche
Gewalt dar. Dies gilt sowohl für Verwaltungsbehörden im organisatorischen Sinne als auch für beliehene Privatrechtssubjekte.
Schlicht hoheitliches Handeln fällt hingegen nicht darunter.
Anzuknüpfen ist überdies an die Tätigkeit, nicht an den Beruf als solchen. Ist der Beruf nur teilweise mit der Ausübung
öffentlicher Gewalt verbunden, gilt die Ausnahme nur für diesen abtrennbaren Teil, nicht für den Beruf als Ganzes. Die
zeitweise Ausübung öffentlicher Gewalt genügt. Bei Beliehenen liegt die von Art. 45 EGV geforderte Verbindung mit der
Ausübung öffentlicher Gewalt nur hinsichtlich der von der Beleihung erfassten Tätigkeit vor.
Es ist nicht ausreichend, dass die Tätigkeit aufgrund einer Verpflichtung durchgeführt wird, dass sie kraft Gesetzes
ausschließlich bestimmten Personen vorbehalten ist oder dass sie vom Mitgliedstaat als öffentlicher Dienst bezeichnet wird.
Auch die Übertragung einer (im Gemeinwohlinteresse liegenden) Tätigkeit von der öffentlichen Hand auf (nicht beliehene, s.
o.) Private begründet beim Auftragnehmer nicht bereits die Ausübung öffentlicher Gewalt. >Öffentliche Gewalt< ist nicht mit
>öffentlichem Interesse< oder >öffentlichen Aufgaben< gleichzusetzen. Behält die öffentliche Gewalt die Kontrolle über die
übertragenen Tätigkeiten und verfügt sie über die geeigneten Mittel zur Sicherung der von ihr zu wahrenden Interessen,
scheidet in Bezug auf den Privaten Art. 45 EGV aus.
Eine lediglich helfende oder vorbereitende Tätigkeit Privater ohne eigene hoheitliche Entscheidungsbefugnisse genügt
ebenfalls nicht, insbesondere nicht ein bloßer Beitrag zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit ohne eigene
Zwangsbefugnisse, ebenso wenig eine Tätigkeit rein technischer Natur.
Quelle: Info-Angebot des BMWI; URL.: http://www.dienstleistungsrichtlinie.de - online nicht mehr verfügbar
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A.9 Soziale Dienstleistungen von allgemeinem Interesse  
nicht übernommen, da Quelle online verfügbar
Quelle: Mitteilung der EU-Kommission - besucht am 20.12.2018
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A.10 Verwaltungsträger  

Abb. A.2: Verwaltungsträger
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Fußnoten  
Strukturen und Verantwortlichkeiten; Info: Bundesverwaltungsamt Info 1840, 11/2004, GOV UK
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30. § 14 Abs. 1 BGB: Unternehmer ist eine natürliche oder juristische Person oder eine rechtsfähige Personengesellschaft, die bei Abschluss eines Rechtsgeschäfts in Ausübung ihrer 
gewerblichen Tätigkeit handelt.©
31. Vgl. RAPTIS (2009), S. 83.©
32. Vgl. hierzu weiterführend SPIECKER (2000).©
33. Vgl. RAPTIS (2009), S. 83.©
34. Vgl. Leistungen der Daseinsvorsorge in Europa; ©
35. WOLFF/BACHOF/STOBER (1999b), § 4, Rdn. 21-23.©
36. BUNDESREGIERUNG (2006), S. 3.©
37. ebd., S. 4.©
38. ebd., S. 4 f..©
39. EU (2006); ABl L 376 vom 27.12.2006, S. 36.©
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40. Art. 17 Satz 2: Dienstleistungen von allgemeinem Interesse fallen nicht unter die Begriffsbestimmung des Artikels 50 des Vertrags und somit nicht in den Anwendungsbereich 
dieser Richtlinie. ©
41. z.B. Gesetz über außergerichtliche Rechtsdienstleistungen vom 12.12.2007 (BGBl. I S. 2840). ©
42. Vgl. Info-/Serviceportal des BMWI zum EU-Binnenenmarkt - besucht am 21.12.2018©
43. 4. Gesetz zur Änderung verwaltungsverfahrensrechtlicher Vorschriften vom 11.12.2008 (4. VwVfÄndG); BGBl. I S. 2418.©
44. Artikel 4a Gesetz zur Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie im Gewerberecht und in weiteren Rechtsvorschriften vom 17.07.2009 (BGBl. I S. 2091). ©
45. Trotz Art. 39 Abs. 4 EGV: im öffentlichen Dienst Beschäftigte müssen nach Art. 7 VO 1612/68 gleiche Entlohnung und Arbeitsbedingungen erhalten (EuGH, Rs. 152/73).©
46. d.h. die Verwaltung des Staates (Bund, Länder), der Gemeinden, Gemeindeverbände und sonstigen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts©
47. Vgl. WOLFF/BACHOF/STOBER (1999a), § 2 II 3, Rdn. 19.©
48. IPSEN (2003).©
49. Vgl. EICHHORN (1997), S. 101.©
50. Vgl. WOLFF/BACHOF/STOBER (1999b), § 32, Rdn. 9.©
51. Vgl. ebd., § 34 Rdn. 6.©
52. Der Begriff ist legal definiert durch Richtlinie 2000/52/EG der Kommission zur Änderung der Richtlinie 80/723/EWG über die Transparenz der finanziellen Beziehungen 
zwischen den Mitgliedsstaaten und den öffentlichen Unternehmen: Art 2 Abs. 1 Buchst. b).©
53. Von Verwaltungsprivatrecht spricht man, wenn die staatliche Verwaltung hoheitliche Aufgaben in privatrechtlicher Form erfüllt. Möglich ist dies, wenn entsprechende gesetzliche 
Vorgaben für eine öffentlich-rechtliche Form fehlen und öffentlich-rechtliches Handeln auch nicht für die Zwangsanwendung (wie im Bereich der Ordnungs-und 
Abgabenverwaltung) notwendig ist. ©
54. Richtlinien für den Einsatz von Informationstechnik in der Bundesverwaltung (IT-Richtlinien) vom 18.08.1988.©
55. IS-Outsourcing, s. § 7 Abs. 1 S. 2 BHO, Interessenbekundungsvefahren nach § 7 abs 2 S. 2 BHO©
56. seit 11.01.2017 umfirmiert in BwConsulting ©
57. Oberbegriff für Streitkräfte (Art. 87a GG) und Wehrverwaltung des Bundes (Art 87b GG)©
58. HORVÁTH (1998), S. 141.©
59. STRAUSS (2001), S. 1.©
60. Eine Vielzahl erwerbswirtschaftlich orientierter Unternehmen ist im Rahmen ihrer Marketing-Maßnahmen im Non-Business Marketing aktiv (z.B. Sponsoring, Spendentätigkeit). 
Das Ziel dieser nicht profitablen Aktivitäten besteht in der Hoffnung auf indirekte Rückwirkungen zur Stärkung der eigenen erwerbswirtschaftlichen Aktivitäten. Neben dem Non-
Business Marketing zählt ebenso das Social Marketing (auch Sozio-Marketing) zur Anwendung des Marketing im nicht kommerziellen Bereich. ©
61. KUSS (2009), S. 215.©
62. HOHN (2008), S. 3, 4.©
63. Sie befürchten einen vollständigen Verlust der Privatsphäre sowie des Rechtes auf informationelle Selbstbestimmung und eine daraus resultierende Anpassung der Menschen an 
das vom Staat als normgerecht vorgegebene Verhalten (Opportunismus). ©
64. spezifische, einheitliche Selbstdarstellung nach innen und außen.©
65. wenn man bedenkt, dass sich das Marketing aufgrund höherer Konkurrenz entwickelt hatte.©
66. Urteil vom 02.03.1977, Az. 2 BvE 1/76, BVerfGE 44, 125.©
67. =Entscheidungsträger über personelle und organisatorische Maßnahmen.©
68. SCHIERENBECK (1999), S. 89 f..©
69. VON NELL-BREUNING (1990), S. 79.©
70. das von den Unternehmen die Beachtung der gesicherten arbeitswissenschaftlichen Erkenntnisse verlangt. ©
71. WEBER (2005), S. 3.©
72. =>...jede Stelle, die Aufgaben der öffentlichen Verwaltung wahrnimmt"(§ 1 Abs. 4 VwVfG des Bundes). ©
73. WEBER (2005), S. 650 ff..©
74. TAYLOR (1995).©
75. Mayo, Elton: The Human Problems of an Industrial Civilization,1933; Whitehead, Thomas: The Industrial Worker: An account of a research program conducted by the Western 
Electric Company, Chicago,1938; Röthlisberger, Fritz/Dickson, William: Management and the Worker,1938. ©
76. Wissenschaft vom zweckrationalen Verhalten.©
77. = jegliches menschlische "Tun, Unterlassen und Dulden", sei dies ein Äußeres, also beobachtbares (z.B.: Bewegung) oder ein inneres Verhalten (z.B.: Denken).©
78. WEBER (2005), S. 1.©
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79. ebd., S. 18.©
80. STROHSCHNEIDER/TISDALE (1987), S. 22.©
81. Volpert 1983.©
82. BERGER/BERHARD-MEHLICH (1993), s.123 ff..©
83. BARNARD (1948), S. 139-160.©
84. PFOHL (1977), S. 21.©
85. zur Vertiefeung siehe auch SCHIERENBECK (1999), S. 172-174.©
86. s. S. 152.©
87. durch den Gesetzgeber.©
88. § 87 Abs. 1 Verwaltungsgerichtsordnung -BGBl I 1991 S. 686.©
89. REGIERUNGSKOMMISSION (2003), S. 84-87.©
90. ELIAS (1982), S. 4.©
91. DÖRLER (1988), S. 23.©
92. ebd., S. 26 f..©
93. NAUJOKAT (2004), S. 10-13..©
94. ebd., S. 16-22.©
95. HAMMER/CHAMPY (2003), Business Engineering.©
96. bzw. Verwaltungsbetrieb.©
97. Die Information Technology Infrastructure Library (ITIL) stellt eine Reihe verständlicher und konsistenter Best Practice Vorgehensweisen für das IT Management zur Verfügung. 
Die Bibliothek besteht aus mehreren Büchern, die von der Central Computer and Telecommunications Agency, jetzt Office of Government Commerce, ansässig in Großbritannien, 
erstellt wurden. basiert auf Erfahrungen aus 30 Jahren IT-Betrieb; sie geht vorwiegend auf technische und organisatorische Aspekte von IT-Managementprozessen ein und definiert 
ideale Abläufe, ©
98. bzw. im Englischen development of an organisation and its employees -Organizational Development -OD.©
99. FILLEY/HOUSE/KERR (1976), 487 ff..©
100. KOTTER (1990).©
101. KRÜGER (2002), S. 48 ff.©
102. ©
103. Aus der Bedeutung des lateinischen Verbes emergo lässt sich die Bedeutung des Wortes Emergenz ableiten. Man versteht demzufolge unter Emergenz das Auftauchen von 
Systemzuständen, die nicht durch die Eigenschaften der beteiligten Systemelemente erklärt werden können. Im Duden findet man die De  finition von Emergenz als das Phänomen 
wonach höhere Seinsstufen durch neu auftauchende Qualitäten aus niederen entstehen. Bei dieser Definition ist zu beachten, dass die neu auftauchenden Qualitäten erst  entstehen 
und nicht bereits vorhanden sind. Im Volksmund wird diese Idee formuliert als: Das Ganze ist  mehr als die Summe seiner Teile. Für dieses Mehr bzw. dessen Entstehung steht der 
Begriff Emergenz.©
104. DELORS et al. (1998)©
105. s.   Url: http://www.ipn.uni-kiel.de/projekte/lll/begriff.html; besucht am 09.06.2007©
106. Lexikon Verwaltungsreform - Kommunalwissenschaftliches Institut der Universität Potsdam (KWI); Url.: http://www.uni-potsdam.de/u/kwi/index.htm, besucht am 10.06.2007©
107. SACKMANN (2002),  S. 229-234©
108. TEGETHOFF/W ILKESMANN (1994),  S. 15-17©
109. TEGETHOFF/W ILKESMANN (1994), S. 18 f.©
110. K LIMECKI (1998), S. 12 f.©
111. KLIMECKI /L ASSLEBEN (1998)©
112. KLIMECKI (19987,  S. 16 f.©
113. HILL   (2000)©
114. HILZENSAUER (2005), Abschn. 3.1.3©
115. ebd., Abschn. 3.1.4©
116. Stellvertretend hierfür haben auch Kostka und Mönch die acht Gründe von Kotter (s. S. 121) für das Scheitern von Veränderungsprozessen benannt, Vgl. KOSTKA /M ÖNCH 
(2006), S. 16 ff.©
117. z.B. die Darstellung von Bogumil und Kuhlmann für den kommunalen Bereich, BOGUMIL/KUHLMANN (2004)©
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118. GREIF et al. (2001), S. 5©
119. LAUX (2006)©
120. OHL (2000)©
121. Zur Beschreibung/Bewertung des Wirkungsmodell Vgl. T HORM et al. (1998), S. 4, 28-31©
122. RITZ (2005), S. 75©
123. Delors et al. (1998); vgl. Kirk (2008b), S. 96©
124. Wenn in diesem Buch von Mitarbeitenden, Führungskräften oder anderen Personen ge  sprochen wird, sind immer gleichermaßen Männer und Frauen gemeint. Der Verzicht auf 
geschlechtsspezifische Differenzierung soll allein die Lesbarkeit verbessern.©
125. REICHARD (2005), S. 229©
126. BERTHEL/BECKER (2007), S. 7©
127. Lexikon zur Verwaltungsreform: Url: http://www.uni-potsdam.de; besucht am 09.08.2007©
128. auch bezeichnet als: Humankapital, Humanpotenzial bzw. englisch Human Resources, Human Capital, Human Asset©
129. http://www.competence-site.de (Glossar)©
130. http://www.unwortdesjahres.org/©
131. vgl. SCHOLZ/STEIN/BECHTEL (2003)©
132. EICHHORN (1997), S. 111©
133. BÖHRET (2005)©
134. http://www2.hu-berlin.de/verwaltung/folien/Definitionen.htm; besucht am 23.07.2007©
135. Es gibt somit einen Bereich, in dem die Interessen des Dienstherrn / Arbeitgebers und der Mitarbeitenden parallel übereinstimmen bzw. sich zumindest nicht ausschließen.©
136. die angegebenen Bestimmungen beziehen sich auf die Bundesverwaltung. In den Bundes  ländern gibt es vergleichbare Regelungen©
137. einführend s. LUCKE (2000)©
138. Der politisch-soziologische Begriff Wertewandel beschreibt einen Prozess, der etwa seit Beginn der 1960er Jahre in den westlichen Industrieländern zu umfassenden Verhaltens- 
und Einstellungsänderungen geführt hat, d.h. zu einer stärkeren Individualisierung und zu einer Zunahme sog. nicht-materieller Werte (Emanzipation, Umweltschutz). Dies hat zu 
neuen ge  sellschaftspolitischen Einstellungen und zu verändertem Wahlverhalten geführt und wesentlich zur Entstehung der sog. Neuen Sozialen Bewegungen beigetragen. 
(Bundeszentrale für politische Bildung/bpb.de: Lexikon)©
139. SCHULZE (1992)©
140. Der Begriff der Ästhetisierung des Alltags bezeichnet den Wechsel von Überlebensorientierung zur Erlebnisorientierung, nicht mehr der Gebrauchswert eines Produkts steht im 
Mittelpunkt, sondern die Ästhetik; vgl. http://timaios.philo.at/wiki/index.php/Hauptseite: Stichwort: Erlebnisgesellschaft; besucht am 25.07.2007©
141. Ohne dass sich die meisten Menschen dessen immer bewusst sind.©
142. MCGREGOR (1982)©
143. Diese Menschenbilder differenzieren zwischen zwei polaren Alternativen und beinhalten meist eine implizite Wertung zwischen einem pessimistischen und optimistischen 
Menschenbild. vgl. SCHOLZ (2000), S. 118 f.©
144. SCHEIN (1974)©
145. MASLOW (1943)©
146. Quelle: Telekolleg multimedial Faszination Psychologie©
147. Teildisziplin der Humangeographie. Sie befasst sich mit der Analyse des Arbeitsmarktes   unter besonderer Berücksichtigung der räumlichen Differenzierung und zielt darauf ab, 
Regel  haftigkeiten bei der räumlichen Verteilung arbeitsmarktrelevanter Merkmale zu identifizieren und spezifische Begründungen dafür bereitzustellen.©
148. Lexikon der Geografie: http://www.wissenschaft-online.de; besucht am 15.03.2008©
149. =um das Preisniveau bereinigter tatsächlicher Lohn (Nominallohn)©
150. BECKER (1964)©
151. KELLER(1999), s. 109©
152. s. auch SCHMID/BADEN (1997)©
153. SENGENBERGER (1979), S. 15©
154. DOERINGER/PIORE (1978)©
155. außerbetrieblicher Arbeitsmarkt©
156. LUTZ/SENGENBERGER (1974)©
157. Quelle: Hans-Böckler-Stifung©
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158. STIGLER (1961), STIGLER (1962)©
159. vgl. STIGLER (1961). Er maß der Suche nach Informationen einen erheblichen Wert bei >Kowledge ist power< (S. 213) und sah den Preisvergleich unter Anbietern auf dem 
Gütermarkt als Beispiel. Auf S. 224 zieht er die Parallele zum Arbeitsmarkt.©
160. Die Suche nach Informationen stellt einen Optimierungsprozess dar, in dem Suchende den erwarteten Nutzen gegen die Suchkosten (inkl.Opportunitätskosten) abwägen. Länge 
und Intensität des Suchprozesses bestimmen sich über Grenzertrag und Grenzkosten der Suche©
161. Dabei wird angenommen, dass der Arbeitskraftanbieter eine Mindestlohnforderung (Ak  zeptanzlohnniveau) formuliert hat, die den Maßstab dafür bildet, ob das nächste 
Arbeitsangebot angenommen oder weiter nach einem besseren Lohnangebot gesucht wird. Das unterstellte Ziel des Arbeitnehmers, die Maximierung seines Lohnes, wird dann 
erreicht, wenn die Grenzkosten für einen möglichen Lohnausfall und die Beschaffung der Informationen sowie die Grenzerträge des erwarteten Einkommens am Ende des 
Suchprozesses gleich sind.©
162. Auch Informationen unterliegen somit dem Kosten-Nutzen-Kalkül©
163. HANIFAN (1920), s. 78©
164. zum US-amerikanischen Verständnis von community vgl. ZWINGENBERGER (2003), S. 88 f.©
165. DEDERICHS (1999), S 16©
166. GRANOVETTER (1973), 1361©
167. s. hierzu kritisch ergänzend STEGBAUER (2007)©
168. STRASSER/STRICKER (2008), 33, Fußnote 1.©
169. GRANOVETTER (1985)©
170. Den Begriff benutzte erstmalig BARNES (1954), S. 43: I find it convenient to talk of a social field of this kind as a network. The image I have is a set of points some of which 
are joined by lines. The points of the image are people, or sometimes groups, and the lines indicate which people interact with each other. We can of course think of the whole of 
social life as generating a network of this life.©
171. HAUG/KROPP (2002)©
172. Als Working Poor werden Beschäftigte bezeichnet, die trotz bezahlter Arbeit unterhalb der nationalen Armutsgrenze leben.©
173. ROTH (2002), S. 10 f.©
174. = jede Stelle, die öffentliche Aufgaben wahrnimmt (§ 1 Abs. 4 VwVfG)©
175. Umwandlung von Inputgs in Outputs©
176. Umwandlung von Inputs mit Hilfe einer Technologie in Outputs©
177. auch raitonales Prinzip©
178. § 6 Abs 1 HGrG, § 7 Abs 1 BHO bzw. analoge Bestimmungen in den jeweiligen KHO©
179. = günstigste Zweck-Mittel-Relation (Vorl. VV-BHO zu § 7 BHO)©
180. s. Abschn. 5.3©
181. Die Veränderung des Nutzens durch eine weitere konsumierte Einheit heißt Grenznutzen©
182. VERSHOFEN (1959), S. 89©
183. VERSHOFEN (1959), S. 91©
184. HEINRICH (2002)©
185. STICKEL (2001)©
186. NAGEL (1988)©
187. KIRK (2004), S. 19©
188. Erstmals 1947, Harold Hotelling.©
189. Wir verwenden die Symbole ظ (wenn eine Alternative gegenüber einer anderen strikt bevorzugt wird), ط (wenn eine Alternative gegenüber einer anderen strikt weniger Nutzen 
stiftet) sowie > (bei Indifferenz).©
190. d.h. alle Güterbündel können in eine Reihenfolge gebracht werden©
191. aus: WIKIEPEDIA; Zur Vertiefung: PLATE (1999): Bernhard von Plate: Grundelemente der Globalisierung, in: Informationen zur politischen Bildung, Heft 263, 1999, S. 3©
192. Originaltitel: The Turning Point, 1982, in Deutschland veröffentlicht 1983©
193. CAPRA (1987), S. 1©
194. HILL (1992)©
195. BOGUMIL (2002)©
196. CAPRA (1987), S. 294 ff.©
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197. auch bezeichnet als Systemdenken, vernetztes Denken, komplexes Problemlösen oder Systemtheorie©
198. damit st wirkungsorientiertes Verwaltungsmanagement gemeint©
199. OSSIMITZ (2000), Abschn. 2.2©
200. Die MVD ist eine Problemlösungsmethodik für komplexe Problemsituationen, die Zusammenhänge, Verhaltensmöglichkeiten und Grenzen der Lenkung und Entwicklung von 
sozialen Systemen aufzeigt. Die MVD behilft sich bei der Problemanalyse der Netzwerktechnik. Der gesamte Problemlösungsprozess besteht aus sechs Schritten©
201. nach Dörner, Kreuzig, Reither und Stöudel (1983)©
202. DÖRNER  (1986), S. 297©
203. GOMEZ/P ROBST (1999)©
204. GOODMAN /K ARASH (1995)©
205. mittels der man, den Vorstellungen des PPBS durchaus entsprechend, das jährliche Budget enger mit aus politischen Zielen abgeleiteten Aufgaben zu verbinden hoffte; 
PPBS=Planning Programming Budgeting System (PPBS) - Programmbudgetierung. Ein Planungssystem, das in den 60er Jahren in den USA die typische Fortschreibungslogik der 
Haushaltspolitik (Inkrementalismus) und die Input-Budgetierung durch eine Output-Budgetierung ersetzen wollte©
206. Diese Modell ist vorwiegend in der Schweiz realisiert worden.©
207. BUSCHOR (1995)©
208. IMAI  (1994), S. 48©
209. WITTENSTEIN /WESOLY (2006),   S. 9©
210. WITTENSTEIN /WESOLY (2006),   S. 14©
211. LEIKEP/BIEBER (2004),   S. 22-24; PFOHL  (1977), S. 5©
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